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29	 Zu Dalcrozes Engagement in Hellerau 
und darüber hinaus vgl. Tervooren (2002). 
Dennoch gedieh eine vielfältige Szene von 
Kunst- und Kulturschaffenden sowie Reform-
pädagogen, die dem Areal um das Fest
spielhaus nach einer Zeit des teilweisen 
Leerstandes ab 1919 neues Leben gaben.
30	 Vgl. Sarfert (1992), S. 62 f.; Tervooren 
(2002), S. 208–229; siehe auch den Nach-
ruf mit beiliegendem Werbeprospekt anläss-
lich des Todes von Christine Baer-Frisell 
1932, StA Dresden 9.1.36/8, Bl. 123 f.; 
Fleischle-Braun (2020).

ZEIT DER EXPERIMENTE UND 
FINANZIELLE UNSICHERHEIT 
DER BILDUNGSANSTALT
Nach dem Ende des Ersten Weltkrieges stand die Bildungsanstalt Hellerau auf 
finanziell unsicherer Basis und musste sich verschiedenen Angeboten öffnen, um 
über die Runden zu kommen. Die scheinbar neuen kulturpolitischen Ambitionen 
des Ortes ab 1933 konnten sich einer beträchtlichen Zustimmung und deutlicher 
Kontinuitäten aus der Vorkriegszeit versichern, für die die Ausbildung einer orts-
spezifischen Geltung und eines entsprechenden Habitus die Grundlage bildete.

Das Rhythmikprojekt der Bildungsanstalt von Émile Jaques-Dalcroze war 
durch dessen neue Engagements in Genf zunächst gescheitert – bereits 1915 wandte 
dieser sich anderen Projekten zu.29 Neben der Vermietung an verschiedene Bil-
dungseinrichtungen und Gewerbe, nahm auch die Bereitstellung von Wohnraum 
eine stetig wachsende Bedeutung ein. Während einige der reformpädagogischen 
Versuche nach kurzer Zeit bereits wieder eingestellt wurden, war anderen, etwa der 
»Versuchsschule Hellerau«, eine längere Existenz beschieden. Die Konzepte der 
Schulversuche waren dabei höchst unterschiedlich und nur von bedingt vergleich-
barer Qualität: die Finanzierung erfolgte überwiegend, wie auch bereits bei der 
Dalcrozeschen Bildungsanstalt, durch die Beiträge der Zöglinge.

Zusammen mit ihren einstigen MitschülerInnen Ernst Ferand-Freund und 
Valeria Kratina leitete Christine Baer-Frisell die »Neue Schule für Rhythmik, 
Musik und Körperbildung«, die in Hellerau bis 1925 bestand, ehe sie nach Laxen
burg bei Wien umzog. Dort behielt sie den Verweis auf den renommierten Her-
kunftsort zumindest noch im Namen. In der Vermittlung rhythmischer Körper-
bildung orientierte sich die Schule stark an den Methoden von Dalcroze; dessen 
SchülerInnen Ferand-Freund und Kratina versuchten seine Methoden weiterzu-
entwickeln und hatten sich auch bei Rudolf von Laban und Mary Wigman fort-
gebildet.30 Mit der von Carl Theil gegründeten »Neuen Schule Hellerau«, die von 
1919 bis 1925 bestand, oder der antiautoritär unterrichtenden International 
School von Alexander Sutherland Neill und der Versuchsschule Hellerau gab es 
Kooperationen. 

Der Förderung der Verbindung von Körper und Geist wurde bei allen reform-
pädagogischen Konzepten große Wichtigkeit beigemessen, Bewegung und gym-
nastische Bildung sollten in ganzheitlichem Verständnis die natürlichen Voraus-
setzungen geistiger Entfaltung begünstigen. Von den pädagogischen Institutionen 
am Platz hatten das Töchterheim der Mathilde-Zimmer-Stiftung sowie die zeit-
weise auf dem Gelände der Bildungsanstalt befindliche Dora-Menzler-Schule am 
längsten Bestand und Einfluss auf das kulturelle Leben der Gartenstadt. Nach dem 
Umzug aus Leipzig 1931 führte die Schule bis 1952 den Lehrbetrieb in Hellerau fort, 
zunächst in den Räumen der Bildungsanstalt GmbH, ab 1935 am Tännichtweg. 
Obwohl Menzler als sogenannter Halbjüdin die Leitung ihrer Schule ab 1933 unter-
sagt war, konnte sie mit Hilfe ihrer Schülerin Hildegard Marsmann den Betrieb 
fortführen, wenngleich sie nur noch eine Nebenrolle bei der Ausbildung spielte. 
Das Konzept von Tanz, Bewegung und Gymnastik als Ausdrucksmittel des Kör-
pers und dessen Vermittlung ging dann später auch konform mit dem Körper- und 
Frauenbild des Nationalsozialismus (Abb. 1, 2).

Andere, teils erzieherische Schwerpunkte, hatte auch die Handwerkerge-
meinde unter der Leitung von Heinrich Tessenow. Im Verständnis Tessenows 
ging die idealisierte kleinstädtische Lebensweise mit der handwerklichen Pro-
duktion für einen lokalen Markt einher. Das handwerkliche Lernen am Werk-
stück und die Fertigung kleiner Serien nahmen einen zentralen Platz bei der 
Produktion von Kunsthandwerk und Gebrauchsgegenständen ein – im Gegen-
satz etwa zu Karl Schmidt und der industriellen Herstellung seiner Deutschen 
Werkstätten. Eine Ständegesellschaft en miniature, mit dem Handwerkermeis-
ter an der Spitze seiner Gesellenschar, wurde fast mythisch verklärt und zele
briert. Zum Ausbildungsbetrieb gesellten sich recht schnell die vielfältigsten 
Kunstgewerbe; neben einer Tischlerei, die als einzige das Ende der Handwerker-
gemeinde überdauern sollte, Buchdruckerei und Verlag von Jakob Hegner, Silber- 
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Abb. 2: Ausschnitt aus einem Porträtfoto von Christine Baer-
Frisell, aus ihrem Nachruf, 1932, Stadtarchiv Dresden.

Abb. 1: Ausschnitt aus dem Programmheft für die Sommerkurse 
der Dora Menzler-Schule, 1932, Stadtarchiv Dresden.

31	 Seiner Meinung nach »beginnt uns eine 
zweite Periode völkischen Arbeitens, und 
erst nachdem wir uns da hineingelebt haben 
werden, kann uns das immer wieder ersehnte 
dritte oder künstlerische Zeitalter kommen; 
[. . .] ein solches Zeitalter gibt es nicht, ohne 
daß wir [. . .] nicht nur stark kindlich, sondern 
auch stark männlich waren«, Tessenow 
(1928), S. 4; vgl. auch Sarfert (1992), 
S. 127 f.; siehe auch: Tessenow (1929), 
S. 251 f.
32	 Vgl. Beyerle/Němečková (2018).
33	 Vgl. Ulbricht (2019), S. 119–122; ferner 
Nitschke (2009), S. 102–110. In Workshops 
sollte einerseits praktisches und organisatori-
sches Wissen über handwerkliche und land-
wirtschaftliche Themen vermittelt werden, 
andererseits gab es kulturtheoretische Lehr-
einheiten mit Inhalten aus der Sprachwissen-
schaft, Volkskunde und Brauchtumsforschung.
34	 Zur Zielgruppe zählten neben jungen 
Landwirten auch landwirtschaftliche Vereine 
und Körperschaften wie die Sächsische Land-
wirtschaftskammer sowie Volkshochschulen. 
Die völkische Bewegung stützte sich inhaltlich 
auch auf eine »christlich nationale Grund-
lage«, vgl. Deutsche Bauernhochschule, Nr. 3 
(1921), S. 31. Die Gruppe der Beiträger 
bezog weite Teile des Bildungsbürgertums mit 
ein, vgl. den Aufsatz von Houston Stewart 
Chamberlain »Die Natur als Lehrmeister«, 
Chamberlain (1926).
35	 Vgl. Ciupke (2007); siehe auch Tanz-
mann I. (1923). Noch 1944 berief sich der 
Landdienst des Reichslandbundes im Gau 
Sachsen auf Bruno Tanzmann als Gründungs
figur der Artamanen, vgl. BArch R 8034-
III/458, Bl. 131.
36	 Vgl. Sarfert (1992), S.93 f.; Hüneke 
(1997).
37	 Vgl. StA Dresden 9.1.36/8, Bl. 197 und 
StA Dresden 9.1.36/6, Bl. 89–90 sowie auch 
für die folgenden Zitate StA Dresden 
9.1.36/5 Bl. 96–99.

und Goldschmiedehandwerk, Töpferei, Typographie. Diese fungierten jedoch 
rechtlich eigenständig. Auch hier bildete ein lebensreformerisches, modernekri-
tisches Erneuerungsverständnis die ideelle und theoretische Grundlage. Die 
handwerkliche Produktion sollte, so Tessenow, als breites und starkes Funda-
ment die Grundlage bzw. Voraussetzung jeder künstlerischen Produktion sein.31 
Zwar hatten Frauen in diesem Denken keinen Platz; dass diese jedoch durchaus 
zu handwerklichen Spitzenleistungen und modernsten Design-Entwürfen fähig 
waren, zeigen ihre vielfachen Engagements für die Deutschen Werkstätten und 
den Deutschen Werkbund.32 Allerdings brach die Gemeinschaft in dem Moment 
recht rasch auseinander, als Heinrich Tessenow 1926 ein Karrieresprungbrett zu 
nutzen wusste und einen Ruf an die Technische Hochschule nach Berlin erhielt. 
Die Handwerkergemeinde verlor damit ihren einflussreichsten Unterstützer.

Eng verbunden mit der völkischen Bodenreform war die auch in Hellerau 
aktive Bauernhochschulbewegung: Ein kurzes Intermezzo auf dem Areal der 
Bildungsanstalt war das Wirken der Familie von Bruno Tanzmann und seiner 
Frau Ilse, die dort unter anderem Reformkleidung herstellte. Im Jahr 1921 wurde 
nicht nur der Erste germanische Bauernhochschultag in den Räumen des Fest-
spielhauses abgehalten, welche die Bildungsanstalt zur Verfügung stellte. In die 
Zeit der Weimarer Republik datierte auch die Gründung der Bauernhochschul-
bewegung mitsamt der von Bruno Tanzmann herausgegebenen Zeitschrift »Die 
Bauernhochschule«. Während dieses völkischen Kongresses versammelten 
sich 1921 bedeutende Vertreter der Szene in der Gartenstadt.33 Den Kontext der 
Veranstaltungen bildete die Idee einer landwirtschaftlichen Kolonisation und 
Siedlung als Gegenstück zum modernen Individualismus bzw. der Verbreitung 
bäuerlicher Kulturtechnik und Lebensweise, in deren Einfachheit und Boden-
ständigkeit eine Alternative zum Leben in der Stadt gesehen wurde. Einer pater-
nalistischen und ständischen Auffassung nach sollten Männer und Frauen nach 
ihren Möglichkeiten und Begabungen in der Gemeinschaft leben, wobei die Aus-
wahl der Ehepartner nach Gesichtspunkten der Erbgesundheit zu erfolgen hatte, 
ähnlich wie bei der Konzeption des Artamanenbundes. Die Familien sollten in 
Subsistenzwirtschaft und allenfalls für den Nahbereich produzieren und die leer-
stehenden und brachliegenden Hinterlassenschaften der Stadtflucht wieder mit 
neuem Leben und Bewusstsein für die germanische ›Rasse‹ füllen. Tanzmann 
erreichte mit seiner Bauernhochschule eine große Resonanz und in den 1920er 
Jahre sollten weitere Workshops stattfinden.34 Tanzmann war auch verlegerisch 
sehr umtriebig, erwähnt seien hier die Herausgeberschaft von Periodika, sein 
Hakenkreuzverlag und die »Weltwacht der Deutschen«.35

Allen Bildungsangeboten gemein war die Tatsache, dass sie in beständiger 
finanzieller Prekarität wirtschaften und unterrichten mussten, mehr oder 
weniger gut durch die Beiträge der Schülerinnen und Schüler ausgestattet, teil-
weise auch durch Spenden, ehrenamtliches Engagement und private Vermögen 
gestützt. Unter diesen Bedingungen litt auch das Engagement Alois Schardts, 
der 1923 nach Hellerau kam, um die Bildungsanstalt zusammen mit Harald 
Dohrn zu leiten. Mit seiner Frau Mary Dietrich organisierte und führte er Som-
merkurse für die körperlich-geistige Weiterbildung Erwachsener sowie einen 
praxisorientierten Unterricht mit einem Schwerpunkt auf Kunst- und Körper-
bildung für Kinder durch. Zudem richtete er eine vielbeachtete Galerie zeit-
genössischer Kunst ein, die auch Dresdner Kunstschaffende zeigte, ehe finan-
zielle Umstände auch dieses Engagement beendeten.36

Die Geschäftspolitik der Bildungsanstalt lag durchaus nicht immer im Inte-
resse der Gartenstadt-Gesellschaft Hellerau, die zu ihren Gesellschafterinnen 
gehörte. Die Bildungsanstalt, welcher ein kulturelles Gewissen nach Ansicht 
der Zeitzeugen gewissermaßen eingeschrieben schien, hatte nicht erst 1937 mit 
der Idee, das Festspielhaus an das Innenministerium zu verkaufen, diesen Pfad 
der ausschließlich kulturellen Nutzung des Areals verlassen. Ein besonders 
hervorstechendes Beispiel hierfür sind die Planungen aus dem Jahr 1928, in 
Hellerau eine Glühlampenfabrikation anzusiedeln. Diese wurde als große und 
lang ersehnte Chance wahrgenommen, um der Anstalt finanziell endlich auf 
die Beine zu helfen, da sich sonst wenige Alternativen boten und die Geschäfts-
führung bereits zahlreiche gescheiterte Versuche unternommen hatte, das Gelände 
zu verwerten. Hierzu gehörte etwa auch, dass die Pensionshäuser seit dem Konkurs 
und anschließendem Zwangsvergleich 1915 als Wohnungen vermietet wurden.37
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38	 Diese Erwähnung lässt einen Hinweis 
darauf zu, dass es sich bei der angesproche-
nen Technik entweder um eine Leuchtstoff- 
oder Gasentladungslampe handeln musste, 
möglicherweise in Kombination mit einem 
Verfahren zur Vervielfältigung von Filmen. 
Die Bildungsanstalt hätte unter Einbringung 
ihrer Immobilien mit der »N. G. G.« eine neue 
Gesellschaft gebildet – ein hoher Preis für 
einen fragwürdigen wirtschaftlichen Erfolg.
39	 Da das Unternehmen weder in der Über-
lieferung der Bildungsanstalt auftaucht noch 
in den Beständen der sächsischen Amtsge-
richte, liegt die Vermutung nahe, dass es sich 
um eine den zeitlichen Umständen entspre-
chende Risikoinvestition mit geringen Reser-
ven handelte bzw. die Unternehmung nicht 
lange genug bestand, um erfolgreich zu sein.
40	 Vgl. StA Dresden 9.1.36/6, Bl. 89–90.

Zur Glühlampenfabrikation hieß es in einer Denkschrift der Bildungs
anstalt vom März 1928: »Die Besitzer der Bildungsanstalt haben zu diesem 
Zwecke verschiedene Möglichkeiten ins Auge gefasst und sind schließlich auf 
Grund der Erfahrungen, die sie gemacht haben, von dem Gedanken abgekom-
men, die Bildungsanstalt Hellerau weiterhin erzieherischen oder künstleri-
schen Zwecken dienstbar zu machen, vielmehr wollen sie die wertvollen Bau-
lichkeiten nunmehr industriell verwerten, wobei von der besonderen Art des 
Gebäudes auszugehen war. Ein glücklicher Zufall hat es gefügt, dass die Bil-
dungsanstalt Hellerau in der ›Neue Glühlampenfabrik m.b.H.[‹] in Dresden 
ein Unternehmen gefunden hat, dessen Absichten auf Errichtung einer gros-
sen Glühlampenfabrik in Verbindung mit einem Filmaufnahmeatelier mit 
Glühlampenbetrieb in denkbar glücklichster Weise entgegenkommt.« Dass 
der Verfasser des Schreibens gleich zu Beginn von einem Kurswechsel der Lei-
tung der Bildungsanstalt spricht, legt nahe, dass bereits erste, wenn auch viel-
leicht unverbindliche, Gespräche stattgefunden hatten, in welchen es auch um 
Interna der Bildungsanstalt ging. Andernfalls würde das bedeuten, dass deren 
Leitung den Kurswechsel weg von der Betätigung auf kulturellem Feld hin zu 
einem Engagement im produzierenden Gewerbe bereits mehr oder weniger 
öffentlich kommuniziert haben musste. In beiden Fällen verdeutlicht dies 
jedoch die schwierigen finanziellen Verhältnisse der Bildungsanstalt kurz 
nach dem Ersten Weltkrieg.

In Bezug auf die Glühlampenfabrikation warb die »N. G. G.« damit, in Lizenz 
für die Berliner Firma Osram Lampen zu produzieren, in Stückzahlen von bis zu 
15 000 pro Jahr, und so den Bereich der Filmherstellung revolutionieren zu wollen. 
Zum Einsatz kommen sollte neueste Technik bei der Herstellung einer sogenann-
tenEinkristallstarklichtlampe bzw. Einkristallstablampe, als Alternative zu her-
kömmlichen und leistungsschwächeren Quecksilberlampen.38 Geworben wurde 
mit prominenter Unterstützung durch niemand geringeren als Karl Freund, einen 
der einflussreichsten Kameramänner des Deutschen Films der Zwischenkriegs-
zeit, dessen Empfehlung vor dem Hintergrund seiner beruflichen Erfahrungen 
aus den USA die Auswahl Helleraus zu verdanken gewesen sei. Möglicherweise 
war er ebenfalls rechtlich in die »N. G. G.« involviert. Die damit zusammenhän-
gende Filmherstellung mit Filmatelier, Kostümherstellung usw. sollte, so bewarb 
es der Autor des Schreibens, sich in einer gesteigerten Bautätigkeit, und damit in 
einer Bedeutungsvermehrung für die Gartenstadt niederschlagen.

Das Unternehmen warb zwar damit, einen Beitrag nicht nur für die Eta
blierung des Wirtschaftsstandortes Hellerau leisten zu wollen. Fern vom Markt, 
ohne ausreichende Liquidität und mit einem Projektpartner versehen, der auf 
einem Gebiet wie der Film-, chemischen und Glasindustrie keinerlei Kompetenz 
vorweisen konnte, musste das Ansinnen des Unternehmens aber eine fixe Idee 
bleiben.39 Es ist fraglich, ob alle Gesellschafter den Kurswechsel der Anstalts-
leitung mittrugen. Klar ist: die baulichen Investitionen in dem für eine indus
trielle Produktion völlig ungeeigneten Gebäude hätten das mit 80 000 RM viel 
zu knappe Budget der fusionierten Gesellschaft bei weitem überschritten. Die 
Eingriffe in das Gebäude und die örtlichen Strukturen wären ähnlich gravie-
rend gewesen wie später für die Einrichtung einer Polizeischule. Knapp zehn 
Jahre später schien jenes Kapitel jedoch bereits vergessen.

Die Bildungsanstalt musste, um ihre Verluste gering zu halten, von Experi-
menten Abstand nehmen und sich dauerhafteren Beteiligungen zuwenden: Das 
Festspielhaus sollte 1928 an die Sächsische Landeswohlfahrtsstiftung bzw. das 
Sächsische Ministerium für Arbeit und Wohlfahrt verpachtet werden.40 Die Wohl-
fahrtsschule wurde am 10. April 1929 in Hellerau als Frauen-Fortbildungsanstalt 
in der Trägerschaft des sächsischen Wohlfahrtsministeriums eröffnet. Als Ergän-
zung zu den bestehenden Schulen in Dresden und Leipzig konnte diese unter der 
Leitung von Else Ulich-Beil, die Lotte Schurig nachfolgte, in den Räumen der Bil-
dungsanstalt eröffnet werden, der eine Vermietung von Räumen nicht ungelegen 
kam. Die Einrichtung der Hellerauer Schule entstammte dem Anliegen des Wohl-
fahrtsministeriums, die Ausbildung geschulten Personals für die Wohlfahrtspflege 
weiter zu professionalisieren. Das Konzept verstand sich als ein zuallererst prakti-
sches, in welchem junge Frauen ihre theoretischen Kenntnisse in zweijährigen 
Ausbildungsgängen und Fortbildungskursen vertiefen konnten. Mit Ulich-Beil, die 
in der Tradition der Frauen(bildungs)vereine stand und sich auch als Landtags-

41	 Vgl. Dresdner Neueste Nachrichten, 
12. 4. 1929, S. 4 sowie auch Dresdner An
zeiger, 11. 4. 1929, S. 3; neben dem Ausbil-
dungsbetrieb war die Schule auch Tagungs-
ort, vgl. Sächsischer Gemeindebund (1930).
42	 Vgl. auch Sächsisches Arbeits- und 
Wohlfahrtsministerium (1929), S. 250–258; 
sowie StA Dresden 8.13/145/01, Schreiben 
der Landeswohlfahrtsstiftung vom 
29. 9. 1934.
43	 Vgl. etwa SächsStA 10736/19025, 
Bl. 178a sowie 10736/19026, Bl. 310–326, 
342.
44	 Vgl. dazu auch Biener (2017).
45	 Stölten (1937), S. 9.
46	 Vgl. ebd., S. 8.
47	 Vgl. ebd., S. 10–24, 114–122. Das 
betraf auch die Verbindungen zu den 
Dresdner Kunstsammlungen und zu einem 
der Stadt attestierten Kunstsinn.
48	 Vgl. StA Dresden 9.1.36/6, Bl. 89–90.

abgeordnete für die Stärkung der Rolle von Frauen verdient gemacht hatte, schien 
die Leitung fast ideal besetzt. Wenngleich der Ort aus praktischen Erwägungen 
und finanziellen Gründen gewählt wurde, rekurrierte man gleichwohl auf die 
Topoi Kunst und Natur, die schon so oft einen Anknüpfungspunkt für Hellerau 
dargestellt hatten.41 Bedingt durch die Trägerschaft des Wohlfahrtsschulverbandes 
durch das Arbeits- und Wohlfahrtsministeriums sowie die Bezirksverbände der 
Amtshauptmannschaften hatte die Schule die mit Abstand besten Voraussetzun-
gen für eine dauerhafte Präsenz in Hellerau, da ihre Finanzierung damit gesichert 
war – im Gegensatz zu all den nahezu ausschließlich aus Mitgliedsbeiträgen finan-
zierten Schulen. Auch die steigenden quantitativen und qualitativen Anforderun-
gen an die Wohlfahrtspflege hätten eine Verstetigung begünstigt. Die Machter-
greifung der Nationalsozialisten und deren erziehungspolitische Abkehr von einer 
emanzipierten, von liberalem Geist getragenen Frauenbildung überlebte die Ein-
richtung indes nicht und wurde nach nur vier Jahren 1933 geschlossen; die Räume 
wurden fortan an die Menzler-Marsmann-Schule vermietet.42 Die Schließung der 
Wohlfahrtsschule, als einer eher dem linksliberalen Spektrum zuzurechnenden 
Institution, schien nicht nur zwingend in Bezug auf die ideologisch motivierte Ein-
stellung von mit dem Nationalsozialismus konkurrierenden Institutionen, sondern 
auch wegen zahlreicher Vorbehalte aus der örtlichen Bevölkerung, die das Institut 
als zum Geist der Gartenstadt unpassend wahrnahm.

Die Leiterin der Wohlfahrtsschule Else Ulich-Beil, unter anderem Vorsit-
zende des dem Allgemeinen Deutschen Frauenverein (ADF) nachfolgenden 
Staatsbürgerinnen-Verbandes, steht dabei exemplarisch nicht nur für die Gruppe 
derjenigen, denen mit dem Vorwurf der Opposition zum NS-Staat die Möglich-
keiten der Berufsausübung verwehrt wurden. Durch das Gesetz zur Wiederher-
stellung des Berufsbeamtentums und seine oft großzügige Auslegung wurden 
insbesondere Frauen aus dem Erwerbsleben gedrängt, um die freiwerdenden 
Stellen an männliche Kandidaten zu vergeben. Häufig ging damit aber auch ein 
Verlust von Pensionsansprüchen einher. Für Ulich-Beil sollte sich in dieser Frage 
ihre DDP-Mitgliedschaft zusätzlich negativ auswirken, was eine längere Ausei-
nandersetzung um eine mögliche Pension sowie ein Berufsverbot nach sich zog.43

Durch den Verkauf des bislang verpachteten großen Pensionshauses von Carl 
Sattler an die Mathilde-Zimmer-Stiftungen versuchte die Bildungsanstalt, ihre 
Schulden teilweise zu tilgen. Das Töchterheim im sogenannten Rietschel-Schil-
linghaus bestand von 1925 bis zur Requirierung durch das Polizeiausbildungsba-
taillon 1942. Als christliches Mädchenpensionat und Heimerziehungsanstalt war 
es der Ausbildung einer künftigen Generation fürsorglicher Frauen und Mütter 
verpflichtet und bildete eine Möglichkeit für christlich-konfessionelle, ledige 
Frauen, sich weiterzuqualifizieren.44 Im Schatten eines bürgerlich-religiösen und 
traditionell-fürsorglichen Frauenbildes konnte die Institution auch nach 1933 
ungestört in Hellerau fortbestehen. Heimfrauenschulen sollten eine »familien-
ähnliche warmherzig-fröhliche und geschlossene Erziehung der Gemeinschaft 
mit der sorgfältigen Ausbildung der Schule verbinden und so die Möglichkeit einer 
wirklichen Lebensschulung bieten«.45 Die Stiftung sah sich im Jahr 1937 durchaus 
als Vorreiterin bei der Erziehung junger Frauen zu Gattinnen, Müttern und Pfle-
gerinnen nach den Maßstäben der sogenannten Volksgemeinschaft: »In einer 
immer wieder Erstaunen weckenden Weise ist die Arbeit der Stiftung Wegbereiter 
geworden für die neuen Wege der Frauenbildung, die der Nationalsozialismus aus 
seinem organischen Verstehen von der Tat und Aufgabe der deutschen Frau heute 
geht«.46 Die Vorbereitung auf die Mehrfachbelastung der Frau w urde jedoch nicht 
als Makel, sondern als Chance wahrgenommen, der man mit einem Fokus auf das 
Praktische und Familiäre begegnen wollte (Abb. 3). Großen Wert legte man in 
Hellerau auf die gymnastische Ausbildung der jungen Frauen und betonte diesen 
Aspekt auch im Schulführer, wobei die Heimfrauenschule gerne auf die bewe-
gungspädagogischen Traditionen des Ortes verwies.47 

Eine größere Chance für die Anstalt und das Festspielhaus hätte im Jahr 1924 
in dem Ansinnen des Volksbildungsministeriums bestanden, das Gelände für die 
Ansiedelung der Landesschule zu kaufen. Diese zerschlug sich jedoch aufgrund 
von Verzögerungen staatlicherseits und der zunehmenden Favorisierung eines 
Neubaus, wenngleich die Bildungsanstalt in Erwartung eines Verkaufs den bis-
herigen Pächtern bereits gekündigt hatte und sich die finanziellen Schwierigkei-
ten dadurch noch verschärften.48
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145	 Vgl. Siggemann (1980); Deppisch 
(2017), S. 100 f.
146	 Vgl. Deppisch (2017) S. 123–137. In 
dieser Zeit hielten auch bereits entspre-
chende Feindbildkonzeptionen Einzug in die 
theoretische Ausbildung, etwa bezogen auf 
sog. ›Zigeuner‹ oder Kommunisten. In den 
Polizeiapparaten hatte es im Vorfeld der 
Machtergreifung bereits breite Zustimmung 
zur nationalsozialistischen Agenda gegeben, 
vgl. ebd., S. 65–73. Zum Luftschutz als Teil 
der ORPO-Aufgaben vgl. Befehlsblatt d. 
ChefOP. 1944, Nr. 25, S. 217.
147	 Daneben bestanden verschiedene Mög-
lichkeiten mehrmonatiger bis mehrjähriger 
Aufbaukurse zur Sicherung des Führungskräf-
tenachwuchses. Eine der dafür vorgesehenen 
Lehranstalten befand sich in Potsdam-Eiche, 
wohin auch Einheiten aus anderen Deutschen 
Ländern zur Weiterqualifizierung abgeordnet 
werden konnten, vgl. Deppisch (2017), 
S. 101–117 sowie auch Lambrecht (2010), 
S. 41–48.
148	 Als Polizeifürsorgerinnen oder Polizeias-
sistentinnen waren auch Frauen bereits ab 
der Wende zum 20. Jahrhundert im Polizei-
dienst tätig und führten im Rahmen von Kon-
zepten der Mütterlichkeit und Schwestern-
schaft Wohlfahrtsdienste aus. Nach einer 
Professionalisierungsphase in den 20er Jah-
ren wurde ihre Funktion im Nationalsozialis-
mus im Rahmen der Präventionsarbeit stark 
ideologisiert, vgl. Blum (2012), S. 40–68.

POLIZEI VOR 1933
Für die Einordnungen der Entwicklung auf dem Festspielhausgelände soll 
zunächst ein Blick auf die Entstehung des Polizeiapparates vor 1933 und seine 
Modifikation unter nationalsozialistischen Vorzeichen geworfen werden. Viele 
Institutionen, die im NS-Staat eine Aufwertung erlebten, hatten ihre Vorläufer 
bereits vor 1933. Neben wenigen Brüchen bestanden Kontinuitäten nicht nur in 
thematischer und symbolischer sondern vor allem in personeller Hinsicht, wie 
sich noch zeigen wird. In der Expansionsphase war das Umfeld von Heinrich 
Himmler, dem ›Chef der Deutschen Polizei und Reichsführer SS‹, auf der Suche 
nach immer mehr Personal und immer größeren Platzkapazitäten – dies bildete 
den Hintergrund für die Festlegung auf Hellerau und das Festspielhaus als 
Standort für die Polizeiausbildung.

Im Kaiserreich und in den deutsche Staaten war eine einheitliche Polizei
ausbildung nicht vorhanden; in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts began-
nen einzelne Staaten und Kommunen diese zu institutionalisieren, weiter zu 
entwickeln und zu militarisieren, allen voran Preußen.145

Die unübersichtlichen gesellschaftlichen Verhältnisse nach dem Ersten 
Weltkrieg schlugen sich auch im oft improvisatorischen Charakter der Polizei-
arbeit nieder, was eine Professionalisierung notwendig machte. Kriegsbeteili-
gung und militärische Sozialisierung eines Großteils der Polizeikräfte beding-
ten auch eine stark militärische Ausrichtung ihrer Tätigkeit, was etwa die Arbeit 
mit Planspielen und Taktik anbelangt. Erfahrungsberichte älterer Beamter 
spielten eine immense Rolle; dies galt auch für die Polizeiausbildung. Fortdau-
ernde Theoriedefizite, ein Mangel an Handbuchwissen, der übertriebene Fokus 
auf körperliche Leistungsfähigkeit sowie Vereinheitlichungszwang führten zu 
einer Übertragung der Ausbildungskompetenzen auf die staatliche Ebene und 
so wurden zu Beginn der 1920er Jahren in allen Ländern Polizeischulen gegrün-
det. Ein militärisch-taktischer Schwerpunkt in der Ausbildung wurde für die 
Angehörigen der Bereitschaftspolizeien beibehalten, um die Beamten auf den 
Kampf mit Aufständischen oder dem politischen Gegner vorzubereiten, unter 
anderem mit Plan- und Geländespielen. Die theoretische Auseinandersetzung 
damit intensivierte sich vor allem im Nachgang der Reichsexekutionen in Thü-
ringen und Sachsen 1923. Probleme mit der Treue zur Republik bestanden 
gerade in der Anfangs- und Endzeit der demokratischen Polizei. 

Geschlossene Polizeiverbände gab es im Deutschen Reich erst nach 1918. 
Eine kurzfristig ins Leben gerufene Ordnungspolizei musste aufgrund des 
Drucks der Siegermächte 1920 bereits wieder aufgelöst werden. An ihre Stelle 
traten auf der Ebene der Länder leichter bewaffnete, geschlossene Polizeiver-
bände mit einer erlaubten Maximalstärke von 150 000 Mann und einem Ver-
bot von schweren Waffen. Die Weimarer Reichsregierung versuchte immer 
wieder, die Vorgaben zu umgehen und auf eigene Art zu interpretieren, um 
die gewünschten Personalstärken zu erzielen. Dabei befand sie sich in dem 
Zwiespalt, eine demokratische, republiktreue Polizei zu schaffen, wo jedoch 
überwiegend nationalistisch-reaktionäres Heerespersonal zur Verfügung 
stand. Die Existenz der Ordnungspolizei als paramilitärische Einsatztruppe 
hatte ihren Ursprung bereits in der Zeit der Notverordnung der Weimarer 
Republik.146 Die Ausbildung dauerte zwischen einem und drei Jahren; das Trai-
ning an Waffen und die körperliche Ertüchtigung dominierten teilweise die 
Grundausbildung.147 

Dies änderte sich 1933 grundlegend. In der ORPO wurden die polizeilichen 
Kompetenzen verschiedener Ebenen miteinander verschmolzen, einerseits die 
Gemeindepolizei, die Gendarmerie und die Verkehrspolizei, aber auch die bei 
Großlagen eingesetzten Bereitschaften der Schutzpolizei sowie Feuerschutz, 
Wasserschutz, Luftschutzpolizei und Technische Nothilfe. Während sich die 
Gemeindepolizeien unter Abspaltung von anderen Diensten, wie etwa der 
Baupolizei, langsam zu kommunalen Vollzugsdiensten entwickelten, die erst 
im Laufe der Zeit von staatlicher Seite reglementiert wurden, war mit Gendar-
merie und Schutzpolizei eine Polizeieinheit in der Ordnungspolizei bestim-
mend, deren Aufsicht auf Länderebene lag und zuvor von den Landesherren 
ausgeübt wurde.148
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149	 Zu Person von Wilhelm Frick, 
vgl. Neliba (1992).
150	 Vgl. Rossol/Ziemann (2023). Dazu 
kamen die beiden Gleichschaltungsgesetze, 
das Vorläufige Gesetz zur Gleichschaltung 
der Länder mit dem Reich vom 31. März 
1933 sowie das Zweite Gesetz zur Gleich-
schaltung der Länder mit dem Reich vom 
7. April 1933, welches die Reichstags
wahlergebnisse auf die Länderparlamente 
übertrug – ohne Berücksichtigung der KPD – 
und die Möglichkeit bot, die Länderverfassun-
gen zu umgehen, vgl. BArch R 43-II/1309.
151	 Vgl. Nr. 159 Neugliederung des Thü
ringer Polizeischulwesens (1. 4. 1930), zit. 
nach Münzel (2013), S. 221; dazu auch 
Nr. 160/161, ebd., S. 222–224; zur Macht-
ergreifung und zum Ermächtigungsgesetz in 
Thüringen vgl. Nr. 157 Das »Ermächtigungs-
gesetz« für Thüringen (29. 3. 1930), zit. 
nach ebd., S. 217, sowie Dieckmann (1996). 
Die Regierung kam durch eine Koalition aus 
DNVP, DVP, Landbund, Mittelstandspartei 
und NSDAP zu Stande, vgl. Esche (2017), 
S. 68–78. 
152	 Bereits 1930 wurden ein Ermäch
tigungsgesetz sowie ein Berufs
beamtentumsgesetz erlassen, in welchen man 
die Vorlage für die Gesetze des Reiches aus 
dem Jahr 1933 sehen kann, vgl. Raßloff 
(2015); zu Sauckels späterer Karriere als 
Beauftragter für Zwangsarbeit vgl. Vergin 
(2008), S. 94–110.

WILHELM FRICK ALS CHEF DER POLIZEI UND VORDENKER  
DES STAATSUMBAUS

Der bereits erwähnte Wilhelm Frick beeinflusste mit seiner Verantwortlichkeit 
als Reichsinnenminister die Reichstagswahlen vom 5. März 1933 maßgeblich. Als 
Innenminister und Reichswahlleiter oblagen ihm bei der Organisation und Durch-
führung der Wahlen geeignete Mittel, um KPD und Sozialdemokraten an der Wahl 
zu hindern. Die Verordnung des Reichspräsidenten zum Schutze des Deutschen 
Volkes vom 4. Februar gewährte ihm und Hermann Göring, die sich die Leitung 
des Innenressorts teilten, weitreichende Befugnisse – von der Einschränkung der 
Pressefreiheit und der freien Rede bis hin zur Legalisierung politischer Gewalt. 
Und mit der Zuständigkeit für die Polizei konnte er die Vorschriften im Sinne 
der NSDAP durchsetzen, unterstützt durch das Reichsjustizministerium.149

Als Reichsminister war Frick für die Korrumpierung des demokratischen 
Weimarer Staates ebenso verantwortlich wie für die Aufhebung des Föderalis-
mus: Mit Hilfe von Reichskommissaren gelang es, wie bereits der Fall Preußens 
zeigte, die Hoheit der Länder auszuschalten und einen zentralistischen Parteien
staat zu schaffen. Der Reichstagsbrand vom 27. Februar 1933 lieferte einen Vor-
wand für den Erlass der Verordnung zum Schutz von Volk und Staat (die soge-
nannte Reichstagsbrandverordnung), mit der die Grundrechte de facto außer 
Kraft gesetzt wurden. Zugleich wurde damit die für den NS-Staat kennzeich-
nende Praxis etabliert, per Verordnung und Erlass die Gesetzgebungskompe-
tenzen der Verfassung zu umgehen. Frick oblag es, den Rahmen für die national-
sozialistische Staatsreform zu schaffen.150 Flankieren konnte er den Umbau des 
Staates auch von innen. Durch sein Gesetz zur Wiederherstellung des Berufs-
beamtentums vom 7. April 1933 konnten alle der NSDAP missgünstigen und 
störenden Personen und Organisationen aus dem Verwaltungsapparat beseitigt 
werden. Auf der Ebene des Reiches, der Länder bis hin zu den Kommunen muss-
ten Juden, Kommunisten, Sozialdemokraten, aber auch zahlreiche Frauen ihre 
Positionen an die Wunschkandidaten der NSDAP-Verbände abtreten und nach 
und nach auf ihre Stellung, ihr Einkommen und ihre Pensionen verzichten.

Wilhelm Frick hatte zuvor bereits in Thüringen Gelegenheit gehabt, Wis-
sen und Praxiserfahrung bei der Zerstörung und Hintergehung eines Gemein-
wesens zu sammeln. Für Hitlers Absichten schien er daher bestens geeignet. 
Das Land Thüringen war, wenn es um nationalsozialistische Machtentfaltung 
und die Wegbereitung des NS-Staates ging, bereits 1930 vorangegangen. Zu
nächst als Innenminister und Leiter des Volksbildungsressorts – auch hier in 
einer Schlüsselposition für die Diffusion rassistischer und diskriminierender 
Herrschaftsstrukturen in das Staatswesen – hatte Frick den erfolgreichen Ver-
such unternommen, der NSDAP in die Schaltstellen der Landesverwaltung zu 
verhelfen. Die Koalitionsregierung, geführt von Erwin Baum vom Thüringer 
Landbund und Wilhelm Frick, verfügte dabei über eine bequeme Mehrheit; 
modellhaft ließ sich auf der regionalen Ebene das umsetzen und antizipieren, 
was auch auf der Reichsebene ein paar Jahre später stattfinden sollte.151 Als 
Volksbildungsminister konnte Frick weitreichenden Einfluss beispielsweise auf 
die öffentlichen Bibliotheken und die Hochschulpolitik nehmen sowie die Leh-
rerschaft nach völkischen und rassistischen Kriterien austauschen. Mit der 
Gesetzesnovelle vom 29. März 1930 war es möglich, die Verwaltung zu reorga-
nisieren und großzügig mit Personal aus der NSDAP zu besetzen. 

SITUATION IN SACHSEN UND THÜRINGEN
In einem Vorgriff auf seine spätere Tätigkeit als Reichsinnenminister und 
oberster Dienstherr der Polizei baute Frick in seiner Thüringer Zeit die Polizei-
verwaltung um, bündelte alle Kompetenzen beim Innenministerium und zog 
für die neue Landespolizei alle Aufgaben von der Gemeindeebene ab. Dabei 
gingen die Maßnahmen sogar weiter als das etwa in Sachsen nach 1933 der Fall 
war. Nach der Landtagswahl 1932 konnte die NSDAP als stärkste Fraktion unter 
Einbeziehung des Landbundes unter Fritz Sauckel als Leitendem Staatsminis-
ter das Land nach Gutdünken zu einem frühen Mustergau umgestalten, ab 1942 
sollte Sauckel Generalbevollmächtigter für den Arbeitseinsatz, also die europa-
weite Zwangsarbeit werden.152 Frick wechselte 1933 als Innenminister nach 
Preußen und teilte sich mit Hermann Göring die Funktion des Reichsinnen-
ministers. Die in Thüringen etablierten Strukturen dienten sodann bei der 

153	 Vgl. Nr. 163, zit. Nach Münzel (2013), 
S. 225; siehe auch ebd., Nr. 170, S. 234, 
Nr. 174, S. 240, Nr. 178, S. 243.
154	 In beiden Ländern wurden fast zeit-
gleich Landespolizeischulen gegründet, 
1922 in Meißen, 1925 in Jena, vgl. Nr. 42 
Beschluss zur Schaffung der Höheren Polizei-
schule Jena (19. 1. 1925), zit. nach ebd., 
S. 85; siehe auch Nr. 43–52, ebd., 
S. 86–95. Eine Zusammenarbeit bestand 
auch mit der Preußischen Polizeischule in 
Potsdam-Eiche (Nr. 55). Wenigstens für den 
Überblick zu Sachsen nützlich: Unger 
(2005), S. 60–81. Vgl. auch Knatz (2000). 
Die sächsische Polizei unterhielt mit der 
Landespolizeihochschule bis dahin auch 
Kooperationen, vgl. etwa einen Aufsatz in 
der regelmäßigen Kolumne des Dozenten 
Koch (1929), S. 97 f.
155	 Dazu ferner Unger (2005), S. 188–204.
156	 Auch wenn Mitgliedschaften von Poli-
zeibeamten in der NSDAP vor 1933 eher sel-
ten waren, was Unger zumindest andeutet, 
ebd., S. 298–309 f. Misstrauen oder gar 
offene Ablehnung der Polizeibeamtenschaft 
scheinen nach dem gegenwärtigen Stand der 
Quellen zur Ausnahme gehört zuhaben.
157	 Unter der Rechtfertigung, dass die 
Schutzpolizei des Landes die öffentliche Ord-
nung im Angesicht eines drohenden Putsches 
von Links allein nicht aufrechterhalten könne, 
wurden diese mit einer Hilfspolizei, mit ein-
deutiger politischer Absicht, ergänzt, u. a. aus 
Angehörigen von SA; damit konnte die Polizei 
aktiv auf die NSDAP ausgerichtet werden.
158	 Vgl. Wagner (2004), S. 126–135. Vgl. 
auch in seinem Vorwort zur neu etablierten Zeit-
schrift der sächsischen Polizei: Killinger (1933), 
S. 1: »Auch die Polizeibeamtenschaft [. . .] schloß 
sich in erfreulicher Bereitwilligkeit zur Mitarbeit 
dieser Einigungsbewegung an.« Die Zusammen-
arbeit mit der Hilfspolizei bestand oftmals auch 
nach deren offizieller reichsweiter Auflösung 
fort, vgl. Jung (2000), S. 92 f.
159	 Vgl. Friedrich W. (2012). Zu den durch 
den Versailler Vertrag erlaubten Polizeikräf-
ten steuerte Sachsen etwa 10 000 Polizisten 
bei.
160	 Zur Abgabe der Polizei an die Wehr-
macht 1935, vgl. BArch R 19/395, Bl. 68, 
sowie im Jahr 1938 vgl. BArch R 19/374, 
Bl. 6–10. Die ORPO stellte auch Personal für 
Arbeitserziehungslager, Birn (1986), S. 318–
322; eine »Waffenbrüderschaft mit den 
Wehrverbänden« wurde bereits 1933 für 
Sachsen propagiert und für quasinatürlich 
befunden: »Wir dürfen wieder soldatisch füh-
len [. . .].«, vgl. Thierig (1933), S. 3.
161	 Deppisch (2017), S. 72. Im Objektschutz 
wurden die Polizeitruppen etwa zur Bewa-
chung wehrwirtschaftlicher Betriebe einge-
setzt, so beispielsweise zur Sicherung rumäni-
scher Ölfelder, wenngleich Unternehmen 
diese und die Verwaltung ihrer Zwangsarbei-
terinnen oft in Eigenregie durchführten. Für 
einen Überblick galt lange Zeit als ein Stand-
artwerk (das hier nur noch in Ausnahmefällen 
angeführt werden soll): Tessin (1957); Tessin 
(2000), S. 540 f.

Zentralisierung und Gleichschaltung der Polizeibehörden der Länder (und der 
Auflösung der Landespolizeien) als Vorbild. 1936 gingen die Kompetenzen für 
den Polizeiapparat auf Heinrich Himmler über.153

Militarisierungstendenzen der Polizei bestanden ab den 1920er Jahren in 
zunehmendem Maße. Ein Grund dafür ist nicht nur in den stark durch den Ers-
ten Weltkrieg gekennzeichneten Herkunftsmilieus der Polizeiangehörigen zu 
sehen, sondern insbesondere auch in den Märzereignissen 1921 und den Erhe-
bungen in Sachsen und Thüringen zwischen 1921 und 1923. Diese wurden zum 
Anlass für eine Reichsexekution mit militärischem Gestus genommen und 
etablierten die Dominanz des preußischen Verständnisses von Polizeiarbeit.154 
In der Ausbildung nahmen das Üben mit der Waffe und das Exerzieren den 
beträchtlichen Teil des Unterrichts ein, ebenso der Sport. Bei den allgemein-
bildenden Fächern nutzte man oft externes Personal.155

Ab dem Ende der 1920er Jahre musste sich die Polizei in Sachsen zuneh-
mend mit dem auf der Straße ausgetragenen Kampf zwischen rechtem und lin-
kem politischen Spektrum auseinandersetzen. Auch in der Polizei lassen sich, 
ähnlich wie in Thüringen, Sympathien für die Politik der NSDAP finden, sah 
man doch in den politisch links stehenden Kräften einen gemeinsamen Geg-
ner.156 Eine deutlich republikanische Gesinnung lässt sich, wenn es sie überhaupt 
in Ansätzen und mit regionalen Unterschieden jemals gegeben hat, ab dem Ende 
der 1920er Jahre in der Polizei nicht mehr finden. Die Gleichschaltung der Poli-
zei in Sachsen 1933 verlief rasch, was für diese Institution den Begriff ›Macht-
übergabe‹ sicherlich rechtfertigt: Manfred von Killinger konnte das polizeiliche 
Gewaltmonopol schnell zentralisieren.157 Mit der Reichsexekution im März 1933 
und der Kaltstellung der Regierung Schieck machte sich auch die Mehrheit der 
sächsischen Polizeibeamtenschaft zu Erfüllungsgehilfen der NSDAP.158

In Sachsen wurde nach dem Ersten Weltkrieg eine Hilfspolizei geschaffen, 
die sich 1920 zunächst als Landessicherheitspolizei und nach der zwischenzeit-
lichen Auflösung als Landespolizei formiert hatte. Aus drei Gruppen bestehend 
war sie in Leipzig, Dresden und Chemnitz stationiert und wurde auf dem Trup-
penübungsplatz Königsbrück, in der Nähe von Dresden, geschult. Bevor das 
Sächsische Innenministerium 1928 die Kontrolle über die aus dem Revier- und 
dem Bereitschaftsdienst verschmolzene Schutzpolizei übernahm, war für die 
Landespolizei die Staatspolizeiverwaltung zuständig. Während der Reichsex-
ekution 1923 wurde die Landespolizei dem Befehl der Reichswehr unterstellt. 
Per Erlass des Reichsverteidigungsministers 1934 wurde die Bereitschaftspoli-
zei zu einer Landespolizeibrigade umfunktioniert, für die dem Land ab 1935 die 
Zuständigkeit entzogen wurde.159

DIE ORDNUNGSPOLIZEI
Im Jahr 1933 wurde auch die Militarisierung der Polizei, ihre ›Arisierung‹ und 
Befreiung von ›republikanischen Elementen‹ vorangetrieben. Mit der Zentrali-
sierung der polizeilichen Dienste und auch der Polizeiausbildung der Länder ab 
1935/36 musste Heinrich Himmlers neu geschaffene Ordnungspolizei zunächst 
einige Tausend Beamte an die Wehrmacht abgeben, die fortan den eigentlichen 
Kern des Heeres bildeten, was den engen Bezug zwischen Militär und Polizei im 
»Dritten Reich« hervorhebt.160 Vornehmlich für den militärischen Einsatz ent-
standen mehrere einhundert Mann starke Polizeibataillone zur Durchsetzung 
der nationalsozialistischen Herrschaftsordnung. Klassische Aufgaben des 
Katastrophen- und Zivilschutzes machten fortan einen immer kleineren Teil zu 
Gunsten der neuen Aufgaben der Ordnungspolizei aus. »So war sie etwa seit 
dem Überfall auf Polen dafür verantwortlich, wichtige Gebäude und Objekte, 
aber auch Bahnanlagen und Brücken zu bewachen, Pass- und Verkehrskontrol-
len durchzuführen, Razzien und Festnahmen im großen Stil vorzunehmen, 
besondere Personen und öffentliche Veranstaltungen zu schützen sowie Nach-
schubwege zu sichern«, aber auch, die Rückführung und Überwachung von 
Demontagen im Moment des Rückzuges zu organisieren.161 Weiterhin war die 
ORPO damit beauftragt, die sogenannten Volksdeutschen in die Polizei zu inte-
grieren, um einerseits missliebige Gruppen zu verfolgen und andererseits für 
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162	 Vgl. Hein (2012), S. 264–266: ange-
strebt war eine Verschmelzung von Polizei-
diensten und SS zu einer Art ›Staatsschutz-
korps‹. Vgl. auch Wilhelm (1999). Für die 
Ausbildung in den Lehranstalten war die 
zivile Tätigkeit der Anwärter eine Vorausset-
zung für eine spätere Profilierung und spezi-
elle Aufgabengebiete, vgl. BArch R 19/323, 
Bl. 75.
163	 Zit. nach Wildt (2003), S. 856.
164	 Vgl. Neufeldt (1957), S. 95–101. Zur 
Zahl der Polizeiangehörigen vgl. auch Klemp 
(2011), S. 75–77.
165	 Der Einsatz von Reserve- und Polizeibe-
amten aus dem Innendienst wurde unterstützt 
bzw. ermöglicht durch die Verordnung über 
die Einstellung von Wehrpflichtigen in die 
Schutzpolizei des Reiches vom 31. 10. 1939. 
Durch Personalengpässe motiviert, griff die 
Polizei auch auf ›Volksdeutsche‹ aus den 
besetzten polnischen Gebieten, vgl. Dep-
pisch (2017), S. 163–168.
166	 Nochmals abgesenkt wurde es ab 
3. 10. 1941 auf den Geburtsjahrgang 1890, 
vgl. BArch R 19/304, Bl. 181–185.
167	 Auf Formen der Altersdiskriminierung 
reagierte das Hauptamt ORPO mit Rund-
schreiben, in denen abfällige Äußerungen 
über älteres Personal sanktioniert wurden. 
Darin zum Ausdruck kommt die heterogene 
Zusammensetzung der Truppen, jedoch auch 
Defizite im sozialen Umgang und Hinter-
grund, vgl. R19/308, Bl. 16–17.
168	 Vgl. dazu etwa Dierl (2011). Zu den 
Befehlshabern und dem Hauptamt: Dierl 
(2001).
169	 Vgl. Wildt (2003) S. 205; vgl. auch 
Hein (2012), S. 91. Zu Daluege bzw. Wün-
nenberg vgl. Wilhelm (1999), S. 198 bzw. 
S. 237.
170	 Vgl. auch Paul/Mallmann (2003).

die Festigung des ›Deutschen Volkstums‹ zu sorgen oder die Bewachung und 
Beaufsichtigung der jüdischen Ghettos vorzunehmen. Ein bedeutender Platz in 
der Politik der nationalsozialistischen Terrorherrschaft kam der Ordnungspoli-
zei in dem Moment zu, als sie neben SS und Wehrmacht an Massenerschießungen 
und gezielten Tötungen teilhatte. Im Schatten der Wehrmacht operierten SS und 
ORPO in den besetzten Gebieten und entwickelten dabei eine beträchtliche 
unterdrückerische Eigeninitiative. Mit dem Fortschreiten des Krieges und erst 
recht nach dem Überfall auf die Sowjetunion 1941 waren die Verfolgung und 
Bestrafung sogenannter Banden und Partisanengruppen sowie Massenmorde 
das wichtigste Aufgabenfeld der Ordnungspolizei geworden. Die Ordnungs-
polizei beteiligte sich von Anfang an an nationalsozialistischen Verbrechen und 
am Terror. Sie leistete nicht nur Amtshilfe; bezogen auf ihre quantitative und 
qualitative Dimension sowie ihre Verbindungen zu Wehrmacht und SS war sie 
eine spezifisch nationalsozialistische Institution.

Mit seiner Ernennung zum Chef der Deutschen Polizei am 17. Juni 1936 
konnte Heinrich Himmler die unter Wilhelm Frick begonnene Reform umset-
zen, den Ländern die restlichen Kompetenzen zu entziehen und die Polizei-
gewalt in seinen Händen zu zentralisieren.162 Die Polizei und der SD sollten, so 
Himmler, »das deutsche Volk als organisches Gesamtwesen, seine Lebenskraft 
und seine Einrichtungen gegen Zerstörungen und Zersetzung« sichern.163 
Himmler konnte, nachdem er die Kompetenzen für die Polizei vom Innenmi-
nisterium übernommen hatte, einen kombinierten Polizei- und Sicherheits-
apparat als zentrales Instrument der nationalsozialistischen Terror- und Unter-
drückungsherrschaft sowie zur Verwirklichung seiner völkischen und ›rassen-
politischen‹ Ziele aufbauen; dabei führte er die unter Frick begonnene Arbeit 
konsequent weiter und differenzierte sie.

Von 1933 bis 1937 betrug die Stärke der Ordnungspolizei in etwa das Niveau 
von 100 000 Polizeibeamten, das auch zuvor bestanden hatte. Zwischen 1938 
und 1939 lag dieses etwa bei 131 000 Personen. Zu Kriegszeiten stieg die Zahl 
der Angehörigen beträchtlich und nach einer Verdopplung in den ersten Kriegs-
jahren auf ca. 244 500 bis 276 000 hatte die Ordnungspolizei ihre Mitglieder 
bis 1944 schließlich auf die Zahl von 3,5 Millionen, einschließlich der Hilfs-
polizisten, nahezu verzehnfacht.164

Das personelle Reservoir der Ordnungspolizei wie der SS speiste sich aus 
den mittleren sozialen Schichten. Während die ORPO-Führungskräfte im 
Durchschnitt zumindest weiterführende Schulen besucht und eine Berufsaus-
bildung etwa im Handwerk oder auf niedrigen Verwaltungsebenen abgeschlos-
sen bzw. eine Polizeilaufbahn durchlaufen hatten, kamen für die SS eher aka-
demisch gebildete Kräfte in Frage.165 Das Höchstalter für Reservisten wurde ab 
dem 2. Juli 1941 angepasst und sah ausnahmsweise Personen über 40 Jahre im 
auswärtigen Einsatz vor.166 Das mit Kriegsbeginn steigende Alter vieler Füh-
rungskräfteanwärter war für den Zusammenhalt der Ordnungspolizei zu
mindest anfänglich konfliktbeladen.167

Die Gründung des Hauptamtes der Ordnungspolizei durch Himmler 1936 war 
Teil einer großen Polizeireform.168 Damit erfolgte eine Kompetenzbündelung auf 
Reichsebene. Mit einer Zweiteilung der Polizei in Ordnungspolizei und Sicher-
heitspolizei bzw. Sicherheitsdienst (SD) in zwei Hauptämter konnte Himmler 
weite Teile der Exekutivgewalt kontrollieren. Chef des Hauptamtes der Ordnungs-
polizei wurde Kurt Daluege und nach dessen Ablösung Alfred Wünnenberg als 
SS- Obergruppenführer und General der Polizei ab 1943. Das Reichssicherheits-
hauptamt leitete Reinhard Heydrich, der zugleich einer der Hauptverantwortli-
chen für die Vernichtung der europäischen Juden war. Mit der Gestapo und dem 
SD als »›Kämpfende Verwaltung‹« verfügte er über die ideale Institution für die 
Umsetzung des Anspruchs, die Gegner des Nationalsozialismus zu vernichten 
und den NS-Staat vor ihnen zu bewahren.169 Der SD war schon 1931 als Geheim-
dienst der NSDAP gegründet und systematisch zu einem Nachrichtendienst auf-
gebaut worden, der eng mit der Gestapo zusammenarbeitete. Einen Teil der 
Sicherheitspolizei bildete die Gestapo, die als politische Polizei ihre Vorläufer 
unter anderem in der Grenzpolizei vor 1933 hatte. Diese war als politische Polizei 
weniger ein mächtiger Geheimdienst als vielmehr die Institution, die alle denun-
ziatorischen Initiativen bündelte, um sie in Gewalt gegen den politischen Gegner 
zu übersetzen.170

171	 Vgl. z. B. Meyer A. (2005).
172	 Vgl. dazu etwa BArch NS 31/152. Die 
Relevanz der weltanschaulichen Schulungen 
für die Indoktrinierung der ›Polizeisoldaten‹ 
und die Ausübung von Gewalt ist noch immer 
Gegenstand der Forschung, vgl. Harten 
(2018), S. 17–26.
173	 Hier wie auch bei der Leitung der welt-
anschaulichen Schulung wird die Verqui-
ckung von ORPO und SS deutlich, die 1939 
von Joachim Caesar und ab 1942 von Adolf 
von Bomhard besetzt wurde, welche gleich-
zeitig die Verantwortung für die Schulungen 
im SS-Hauptamt inne hatten, vgl. Dierl 
(2013); Neufeldt (1957), S, 87–89.
174	 Vgl. Dierl (2011), S. 32 f. Zum Selbstbild 
von Polizei und SS, die Seite an Seite kämp-
fen sollten, vgl. Das Schwarze Korps, Nr. 1 
(1940), S. 10.
175	 Vgl. auch Harten (2014) sowie Deppisch 
(2017), S. 37.
176	 Zur Auseinandersetzung zwischen SA 
und SS vgl. Hein (2012), S. 54; zum elitären 
Anspruch vgl. S. 94–101.

Mit der Kriminalpolizei, die im Sinne des Nationalsozialismus umgestaltet 
wurde, arbeitete die Gestapo gegen die politischen Feinde des NS-Staates. Mit 
der Schaffung des Reichssicherheitshauptamtes (RSHA), in dem die Tätigkei-
ten von Sicherheitsdienst, Sicherheitspolizei und Gestapo vereint waren, ver-
lieh Heydrich der politischen Polizei ein noch schärferes ›rassen‹- und bevöl-
kerungspolitisches Profil. Als das RSHA 1939 gegründet wurde, entstand so ein 
Instrument zur Unterdrückung und Verfolgung jeglicher Regimegegnerschaft, 
von der konfessionellen bis zur kommunistischen. Mit Kriegsbeginn und erst 
recht mit dem Überfall auf die Sowjetunion wurde der Kampf gegen die 
vermeintliche Gefahr des Bolschewismus in den besetzten Gebieten neben der 
Vernichtung der Juden das Hauptbetätigungsfeld des RSHA, das auch an der 
sogenannten »Endlösung der Judenfrage« unter der Verantwortung Adolf Eich-
manns beteiligt war.171

Im Hauptamt Ordnungspolizei waren Daluege zunächst drei Inspekteure 
beigestellt; das Amt wurde stetig erweitert, die Kompetenzen für die Polizei-
schulen hatte das im Kommandoamt enthaltene Ausbildungsamt. Dieses war 
mit der Erstellung der entsprechenden Lehrvorschriften und Leitfäden befasst 
und hatte den Unterricht der weltanschaulichen Schulungen zu organisieren, 
die aus den Rekruten und Anwärtern, so hoffte man, mustergültige National-
sozialisten machen sollten.172 Mit der Zeit entstand ein vielfältiges Kompetenz-
geflecht zwischen den Unterämtern, innerhalb derer die Generalinspekteure 
die Kontrollfunktion für die Schulen ausübten, ab 1940 der »Generalinspekteur 
der Schutzpolizei des Reiches«; dieser hatte die Aufsicht über die Polizeilehr-
bataillone (PLB), die Unterführer- und Offiziersschulen.173

Einen ersten Einsatz als Vorgeschmack auf die Rolle im Krieg hatte die 
ORPO 1938 beim Anschluss Österreichs. Was einerseits eine öffentlich wirk-
same Machtdemonstration Hitlerdeutschlands darstellte, war zugleich auch 
ein Testlauf für den Kriegsfall. Auch bei der Annexion der Tschechoslowakei 
im Jahr darauf konnte dieser noch einmal geübt werden.

DAS VERHÄLTNIS VON POLIZEI UND SS
Schon vor der Einsetzung der Hilfspolizisten wurde die Polizei mit Hermann 
Görings Runderlass vom 17. Februar 1933 aufgefordert, mit der NSDAP zu 
kooperieren – ein wichtiger Schritt auf dem Weg zur künftigen Kooperation mit 
Himmlers SS.174 Die Unterschiede zwischen beiden Organisationen waren zwar 
beträchtlich, was schon bei der Rekrutierung und den Zielgruppen der 
Anwerbeversuche oder bei dienstrechtlichen Belangen deutlich wird. Für Hein-
rich Himmler hatte die Ideologie jedoch einen unverzichtbaren und integrati-
ven Stellenwert bei der Indoktrination von Polizei und SS. Die Ausbildung 
wurde, zumindest im Ideal, ganzheitlich gesehen und somit mussten auch die 
Polizeikräfte musterhaft und linientreu sowie repräsentabel sein – und das 
galt erst recht für ihre Führungskräfte und Offiziere.175

Die 1925 als Hitlers persönliche Leibgarde gegründete Schutzstaffel sollte 
nach einem rasanten Aufstieg in den 1920er Jahren und einer Konsolidierungs-
phase bis Mitte der 1930er Jahre zu einer der mächtigsten Organisationen im 
Deutschen Reich werden. Nachdem der Machtkampf mit der SA 1934 prinzi-
piell entschieden war, machte sich Heinrich Himmler daran, das Profil der SS 
zu professionalisieren und sie stärker rassenideologisch auszurichten. Der 
Wunsch nach der Etablierung einer Elite innerhalb der SS, der Waffen-SS, als 
deren Reservoir und Klammer die Allgemeine SS, aber auch die Spitzen von 
Hitlerjugend und der ›Nationalpolitischen Bildungsanstalten‹ fungierten, war 
auch die Folie für die Entwicklung der Ordnungspolizei. Nicht auf einer Stufe 
aber mit der Möglichkeit von Aufstieg und Partizipation sollte diese auf lange 
Sicht mit der SS sowie den Sicherheitsdiensten zu einem ›Staatsschutzkorps‹ 
verschmolzen werden.176 Die Realisierung scheiterte jedoch aus verschiedenen 
Gründen, etwa den unterschiedlichen Herkunftsmilieus und den daraus resul-
tierenden Gegensätzen bei der Bildung, ideologischen Defiziten, aber auch 
Rivalitäten in der Organisation. Letztlich war eine Umsetzung bis zum Ende 
des Krieges nicht möglich. Nichtsdestotrotz waren die Grenzen zwischen bei-
den Organisationen oft fließend, die weltanschaulichen Standards gleich; vor 
allem aber war das gemeinsame Ziel die Herausbildung des NS-Vernichtungs- 
und Unterdrückungsapparates. Die Durchdringung von SS und Polizei vollzog 
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470	 Zur Reorganisation der einstigen SS-Ver-
bände, den Möglichkeiten von Rehabilitation 
sowie den Schlupfwinkeln der Entnazifizie-
rung seit den Nürnberger Prozessen und in 
der frühen Bundesrepublik vgl. Eichmüller 
(2018), S. 19–129. 
471	 Zur Abteilung Gesundheitswesen der 
SMAD vgl. Perkow (2009) S. 446–455.
472	 Zur sowjetischen Besatzung in der SBZ 
und DDR vgl. Meißner/Morré (2019).
473	 Dafür bietet allerdings die Nutzung des 
noch nicht erschlossenen Bestandes 5.3.2 
›Stadtbezirksversammlung und Rat des Stadt-
bezirkes Nord‹ sowie Quellen der mündli-
chen Überlieferung ein großes Potenzial.
474	 Vgl. SächsStA 12828/68, Bl. 28. Vgl. 
auch Kowanda (1998), S. 19; ab Juni 1945 
unter der offiziellen Bezeichnung Gruppe der 
sowjetischen Besatzungstruppen, ab 1954 
Gruppe der sowjetischen Truppen/Streit-
kräfte in Deutschland (GSTD/GSSD), von 
1989 bis 1994 Westgruppe der Truppen 
(WGT). Die 11. Garde-Panzer-Division bezog 
auch im benachbarten Klotzsche Stellung; in 
Hellerau war darüber hinaus ein luftbewegli-
cher Gefechtsstand des Stabes für den Bereit-
schaftsfall stationiert, vgl. Berndt/Kowanda 
(2004), S. 6 f.
475	 Vgl. auch die Befunderhebung und 
Untersuchung der Putzdatierung LfD 9934; 
LfD 9195 sowie zur Bestandserfassung der 
Farbgestaltung im Gebäudeinneren LfD 9200 
und LfD 9449.
476	 Vgl. LfD 1317-2; LfD 9197.

DIE ROTE ARMEE IM FESTSPIELHAUS UND IN HELLERAU
Mit dem Kriegsende im Mai 1945 verband sich für die Hellerauer Bevölkerung 
sicherlich das Ende kriegsbedingter Entbehrungen und Ungewissheiten, für 
viele die Erwartung einer neuen Zeit und für nicht wenige die Hoffnung auf 
einen (mitunter radikalen) biografischen Schnitt, der im Osten Deutschlands 
unter ganz anderen Rahmenbedingungen stattfand, als in den westlichen Be
satzungszonen.470 Für die Angehörigen der Roten Armee hingegen war die 
Ankunft in Hellerau verbunden mit der lang ersehnten und unter Millionen-
opfern erkämpften Niederlage des Deutschen Reichs und zugleich der Beginn 
einer mehr als vierzig Jahre währenden militärischen Präsenz in der Garten-
stadt, in der es sich für längere Zeit einzurichten galt. Für den Garnisonsstand-
ort der Westgruppe der sowjetischen Streitkräfte in Dresden sollte auf dem 
Festspielhausgelände fortan eine Sanitätskompanie für die medizinische Ver-
sorgung etabliert werden.471 Das vom Krieg unversehrte Gebäudeensemble 
schien mit seiner Konfiguration sowie durch seine räumliche Offenheit und 
Schlichtheit abermals für eine militärische Nutzung geeignet. 

In der Zeit der Stationierung der Roten Armee bzw. der Westgruppe der 
Sowjetischen Streitkräfte in Deutschland (GSSD) war das Areal des Festspiel-
hauses nur bedingt isoliert. Die Kontakte nach außen waren durchaus von viel-
fältiger Qualität.472 Für diese lassen sich in der örtlichen Überlieferung einige 
Spuren finden, die einen Eindruck vom Zusammenleben mit den neuen Nach-
barn geben. Eine eingehende Betrachtung der Anwesenheit der sowjetischen 
Truppen in der Gartenstadt und auf dem Festspielhausgelände wird durch diese 
zumindest bis zum Beginn der 1950er Jahre ermöglicht. Eine vertiefte und sys-
tematische Untersuchung des Zeitraums von 1950 bis 1990 ist gegenwärtig ein 
Desiderat der Forschung.473

UMBAUTEN UND ERWEITERUNGEN DES POLIZEIGELÄNDES
Die in Dresden, Hellerau und Umgebung stationierten Truppen gehörten 
ursprünglich der 1. Weißrussischen Front unter Marschall Schukow an; zwi-
schen dem 6. und 7. Mai erreichten sowjetische Truppen der 4. und 5. Garde-
armee von Norden auch das Stadtzentrum Dresdens. Mit der Übergabe Dres-
dens an die Rote Armee am 8. Mai bezogen die Einheiten der 11. Garde-Panzer-
Division das erst kürzlich verlassene Gelände der Polizeiwaffenschule; fortan 
sollte die Garnison bis zum Abzug 1991 in Hellerau bleiben.474 

Die Inbesitznahme durch die sowjetischen Streitkräfte zog eine weitere 
Umgestaltung des Festspielhausgeländes nach sich; in der Zeit zwischen 1945 
und dem Abzug der sowjetischen Garnison wurden nochmals bedeutende Ein-
griffe an der Bausubstanz des Festspielhauses und der umliegenden Gebäude 
vorgenommen. Da im Vergleich zur NS-Zeit keine Bauakten existieren, lassen 
sich die Veränderungen nur ansatzweise durch Baubefunde und Untersuchun-
gen aus der Gegenwart rekonstruieren. Das Festspielhaus erhielt nach 1945 
einen Außenanstrich in dunkler Farbe und verlor damit seine auf das Ortsbild 
angepasste Erscheinung. Im Inneren bekamen die Räume verschiedene An
striche, unter anderem mit blauen oder gelben Sockeln und wurden mit verein-
zelten Wandbemalungen versehen, etwa Piktogrammen im Bereich der Turn-
halle.475 Ergänzt wurden zahlreiche Fensteröffnungen in der Außenmauer für 
ein neues Raumprogramm, vor allem auf der Nordseite. Die Eingriffe in die 
Bausubstanz des Gebäudebestands nach 1945 waren jedoch weit weniger 
umfangreich als die einstigen Umbauten Ernst Pollacks. Das sich von Norden 
nach Süden ausdehnende Funktionsgebäude Pollacks wurde um einen sich öst-
lich anschließenden Flügel ergänzt, in dem zahlreiche Garagen untergebracht 
wurden. Ein zusätzlicher Garagenbau bzw. Fahrzeugunterstand wurde nörd-
lich, etwa im Bereich des einstigen Spielplatzes der früheren Rhythmikanstalt, 
errichtet. Für die Ausführung der Böden kamen graue Betonplatten in Frage – 
diese bildeten die Grundlage für die gegenwärtige Zuwegung innerhalb des 
Gebäudes –, zahlreiche Fenster und Türen wurden für die neue Raumkonfigu-
ration ergänzt; man orientierte sich in der Ausführung auch an der baulichen 
Vorlage Tessenows.476

Spuren der neuen Nutzer lassen sich heute noch an der Außenfassade der 
Lichthöfe erkennen; so sind etwa zahlreiche Inschriften am Mauerwerk über 
den östlichen Oberlichtsälen in kyrillischer Schrift in den Putz gekratzt. Ein 

Beispiel für die gestalterische Überprägung des Festspielhauses durch die Rote 
Armee bilden die noch erhaltenen Wandgemälde im östlichen und westlichen 
Treppenhaus. Sie zeigen Szenen der Rückeroberung des von Deutschland 
besetzten Territoriums in Mittel- und Osteuropa mit Vormarschrouten und 
Kampfszenen und enthalten eine Darstellung des Sowjetischen Ehrenmals in 
Berlin-Treptow.477

Der Aktionsraum der sowjetischen Streitkräfte in Hellerau umfasste 
zumindest zeitweise auch Bereiche nördlich des Moritzburger Wegs; dort 
angrenzende Areale im Bereich des Hellergeländes wurden von der SMA etwa 
für den Einschlag und den Abtransport von Holz zur Versorgung der Dresdner 
Garnisonen in Anspruch genommen.478 In Verbindung mit dem Garnisons-
standort des Festspielhauses standen die von der GSSD genutzten Truppen-
übungsplätze in Zeithain und Königsbrück sowie der nahe Dresdner Heller und 
in Besitz genommene Liegenschaften der Luftkriegsschule an der heutigen 
Königsbrücker Straße und in der Albertstadt.

NACHBARSCHAFT MIT DER ROTEN ARMEE
Die Anwesenheit der neuen sowjetischen Nachbarn in der Gartenstadt war 
nicht frei von Konflikten, was sich vorrangig anhand ihrer aktenkundlichen 
Überlieferung illustrieren lässt. Durch die Präsenz der Roten Armee auf dem 
Festspielhausgelände schien das Sicherheitsbedürfnis der Bevölkerung zu
nächst zu wachsen. In der Folge eines Einbruchs in einer ortsansässigen Gärt-
nerei, bei dem Angaben über Uniformierte gemacht wurden, die aus Richtung 
der einstigen Polizeischule gesehen wurden, sollte die Polizeipräsenz erhöht 
werden, um ein befürchtetes Auskundschaften umliegender Grundstücke 
durch vermeintliche russische Eindringlinge zu unterbinden.479

Neben den harmlosen Kontakten zur Bevölkerung bedeutete die Einquar-
tierung sowjetischer Truppen für viele Bewohnerinnen und Bewohner vor 
allem eine Einschränkung ihrer Wohnverhältnisse und brachte die Beschlag-
nahmung von Gebrauchsgegenständen sowie durch den zusätzlichen Ver-
brauch an Nahrungs- und Heizmitteln deutliche Entbehrungen mit sich. Beson-
ders die beiden großen Vermieterinnen im Ort, Gartenstadt-Gesellschaft und 
Baugenossenschaft, waren direkt von der Belegung von Wohnraum durch die 
sowjetische Besatzung betroffen. Das bedeutete meist Mietausfälle, da die 
Besatzungskosten nicht direkt an die Vermieter gezahlt wurden, sondern mit 
hohem bürokratischem Aufwand von den Landkreisen zurückgefordert werden 
mussten. Diese waren ihrerseits oftmals erfolglos bei der Forderung von Rück-
erstattungen von den Kommandanturen. Erschwerend kam hier der nur all-
mähliche Aufbau von Verwaltungsstrukturen hinzu und die Tatsache, dass sich 
erst eine Routine in den Verwaltungshandlungen, gerade mit der Roten Armee, 
entwickeln musste. Die Einquartierungen sowjetischer Soldaten in Privatwoh-
nungen erzeugten wiederum Wanderungsbewegungen ausquartierter Perso-
nen.480 Auch in anderen Fällen gestaltete sich das Zusammenleben in den frühen 
Jahren der sowjetischen Besatzung nicht immer harmonisch. Demontagen und 
Wohnungsbesetzungen stellten schwerwiegende Eingriffe dar. In den im Ver-
gleich dazu weniger gravierenden Fällen ging es zumeist um Diebstähle und 
Bereicherungen von Angehörigen der örtlichen Militärverwaltung, wie ein Fall 
der Deutschen Werkstätten zeigt, bei dem offenbar das kriminelle Verhalten 
zweier Soldaten Anlass zu Beschwerden bzw. der Meldung an die örtliche Poli-
zeidienststelle gab. 

Ähnliche Delikte waren keine Seltenheit und wurden auch in anderen 
Kommunen durch Angehörige der Roten Armee begangen, durchaus zum Miss-
fallen ihrer Vorgesetzten, denen auch an Disziplin und damit Akzeptanz durch 
die einheimische Bevölkerung gelegen war. Solches Verhalten schien jedoch 
auf Gegenseitigkeit zu beruhen und den Fremden keineswegs ausschließlich 
anlastbar und weder mit ihrer Herkunft noch mit ihrer Mentalität begründbar: 
Ob der Erlass der Gemeinde vom 27. Mai 1947, die kommunale Wachmann-
schaft habe das Gebäude der ehemaligen Polizeischule vor unbefugtem Zutritt 
und dem Entwenden von Gegenständen zu sichern, als reine Formalie bzw. 
vorsorglich erfolgte, bleibt unklar.481 Zumindest lässt sich ein gewissermaßen 
aktueller Anlass nicht ausschließen, und die Hellerauer Bevölkerung hatte ja 
bereits Erfahrung beim ›Entrümpeln‹ der Polizeiwaffenschule in den Tagen 

477	 Vgl. die Fotodokumentation der Fassa-
den, LfD 11771 sowie LfD 15813.
478	 Vgl. SächsStA 10868/116 sowie 
SächsStA 11394/2593, Schreiben vom 
17. 1. 1949. Auch Fahrschulübungen wurden 
durch die SMA durchgeführt, vgl. SächsStA 
13855/016, Protokoll vom 22. 7. 1979.
479	 Vgl. StA Dresden 8.13/120/01b, 
Beschwerde der Gärtnerei Konrad Hech-
mann vom 20. 7. 1947.
480	 In diesem Sinne wurden beispielsweise 
auch Wohnräume des einstigen Direktors der 
Deutschen Werkstätten Hellerau Karl Schmidt 
für die Aufnahme von Untermietern ›in 
Anspruch genommen‹, Vgl. StA Dresden 
9.1.36/10, Bl. 1–14, sowie SächsStA 
11764/887, Schreiben der Gemeinde vom 
7. 5. 1947. Ab 1947 konnten Fragen der 
Abrechnung strukturierter geklärt werden, 
vgl. StA Dresden 4.1.10/115, Bl. 26, SMA 
Befehl Nr. 245.
481	 Vgl. StA Dresden 8.13/120/01b, Erlass 
der Gemeinde vom 27. 5. 1947.
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des Kriegsendes bewiesen. Eine besondere Affinität der sowjetischen Seite für 
die Begehung von Straftaten wirkt jedenfalls nicht besonders glaubhaft, 
noch wurde sie statistisch irgendwie erfasst.

Wohnraum in der Gartenstadt wurde in großem Umfang durch Truppen-
teile der Sanitätskompanie belegt, die auf dem Festspielhausgelände stationiert 
waren, so etwa in den von der Gartenstadt-Gesellschaft Hellerau vermieteten 
Wohnungen am Markt.482 Solche Einquartierungen trugen nicht zur Entspan-
nung des Wohnmarktes in der Gartenstadt bei und stellten für die umliegenden 
Mieterinnen und Mieter, die zur Wohnraumabgabe gezwungen waren, eine 
Belastung dar, wenngleich sie auch eine Chance für Tauschgeschäfte boten. 
Konfliktpotenzial barg für die Gemeindeverwaltung auch die Abrechnung von 
Strom und Wasserverbrauch durch die Garnison im Festspielhaus, für die die 
Gartenstadt zunächst aufkommen musste. Dabei war die Kostenerstattung lange 
ungeklärt und musste umständlich bei der Kommandantur des Rayons Dres-
den beantragt werden. Das Gleiche galt für die Gestellung des Wachdienstes.483

Seit ihrer Gründung war die Gartenstadt mit der Nähe zu Militärstandorten 
konfrontiert, die sich oft nachteilig auf die Wohnqualität auswirkten. Der 
benachbarte Truppenübungsplatz auf dem Heller bot, auch während seiner 
Nutzung durch die Rote Armee, ein beständiges Konfliktpotenzial. Belästigun-
gen und Beschädigungen an Wohnhäusern wurden dann zunächst an die 
Gemeindeverwaltung gerichtet und an das Landratsamt weitergeleitet – ohne 
dass damit eine Abhilfe verbunden war. Entgegnungen der Militäradministra-
tion, sofern sie überhaupt erfolgten, begründeten stets eine Unvermeidlichkeit 
und verneinten die Ableitung irgendwelcher Rechtsansprüche.484

Die Bürgerinnen und Bürger Helleraus schienen aber durchaus auf ver-
schiedene Weise auch von den neuen Nachbarn zu profitieren. Sofern beide 
Seiten einen Vorteil erwarten konnten, war nicht nur Raum für offizielle Pro-
duktions- und Versorgungsaufträge, etwa der örtlichen Bäckerei. Es ergaben 
sich gelegentlich auch Nischen für Geschäftliches, für Tauschhandel, persön-
liche Begünstigungen oder bei der Umgehung von Restriktionen in der Bewirt-
schaftung von Konsumgütern und Nahrungsmitteln. Dass die sowjetische 
Garnison immer etwas gebrauchen konnte, bot Vorteile für die Bevölkerung 
der Gartenstadt, die man zu nutzen wusste, so etwa zur Aufbesserung des Nah-
rungsmittelangebots über die Resteverwertung der Kantine der Garnison.485

Neben den Wachdiensten wurde die Gemeindeverwaltung auch für Haus-
meistertätigkeiten auf dem Areal der Polizeischule herangezogen sowie mit der 
Durchführung von Reinigungsarbeiten betraut.486

PLÄNE FÜR DIE REAKTIVIERUNG DES FESTSPIELHAUSES
Verschiedene zum Teil ambitionierte Pläne existierten in der Zeit nach Kriegs-
ende auch für das Festspielhausgelände, wenngleich diese zum Teil der Eupho-
rie geschuldet und eher Ausdruck der Hoffnung als einer realistischen Ein-
schätzung waren. Neben den Erwartungen an eine kulturelle Nutzung des 
Festspielhausareals unmittelbar nach Kriegsende wurden die Visionen für 
dessen Inwertsetzung und Hoffnungen auf eine Reaktivierung des Hauses vor 
allem durch eine kurze Phase der Abwesenheit der sowjetischen Streitkräfte 
1947 genährt.

Schon 1945 beabsichtigte man seitens der Landesverwaltung und der 
Kunsthochschule die Einrichtung einer Hochschule für Werkkunst, die in der 
Gartenstadt angesiedelt werden sollte. Angedacht war eine ergänzende Meis-
terausbildung in Kooperation mit den Deutschen Werkstätten, einschließlich 
einer Nutzung von Arbeits- und Atelierräumen. Diese Unternehmung hätte 
als Synthese der Kunstgemeinde der 1930er Jahre und der aufgegebenen Hand-
werkergemeinde Heinrich Tessenows der Zwischenkriegszeit gelten können.487 
Als eine Optimierung dieser Idee kann das Vorhaben des zeitweiligen Leiters 
der Dresdner Kunsthochschule Mart Stam gelten, die Kunstgewerbeschule 
aufgrund der Gebäudeschäden und Zerstörungen der Dresdner Innenstadt auf 
den Heller zu verlegen und im Festspielhaus unterzubringen und die bis dahin 
an verschiedenen Standorten untergebrachten Studiengänge an einem Ort zu 
zentralisieren. Hervorgehoben wurde der große Platzbedarf, der sich in ange-
mieteten Provisorien nur unzureichend befriedigen ließ. Zeitweise erwogen 
wurde für diesen Zweck auch die einstige Landesschule Klotzsche; möglich 

482	 Vgl. SächsStA 11764/0463, Schrift-
wechsel zu einem Einbruchsdelikt, 
6. 3. – 22. 3. 1948, bei dem es auch zu Ein-
schüchterungen eines Wachmannes der 
Deutschen Werkstätten gekommen war. 
Zu Auseinandersetzungen um Wohnraum 
zwischen sowjetischer Besatzung und 
Anwohnerinnen und Anwohnern vgl. StA 
Dresden 8.13/120/01b, Schreiben Alfred 
Hahn, vom 19. 5. 1947; zur Belegung von 
Wohnraum der Gartenstadt-Gesellschaft am 
Markt sowie Diebstählen durch Angehörige 
der Roten Armee vgl. Schreiben Felix Braedt 
vom 19. 2. 1947; StA Dresden 4.1.6/61, Bl. 1.
483	 Vgl. StA Dresden 8.13/800/01/II, 
Schriftwechsel zwischen der Gemeinde 
Hellerau, der Stadt Klotzsche, dem Ober
kommando der sowjetischen Truppen 
7. 5. – 22. 2. 1947. Dazu auch ebd., Schrift-
wechsel zwischen der Gemeinde, der Gar-
tenstadt-Gesellschaft Hellerau und dem Land-
kreis 4. 7. – 12. 12. 1947.
484	 Vgl. z. B. StA Dresden 8.13/120/01b, 
Schreiben des Landratsamtes Dresden vom 
8. 7. 1947.
485	 Vgl. StA Dresden 8.13/145/05a/I, 
Schreiben an die Gemeinde vom 18. 2. 1947; 
vgl. Dietz H./Dietz M. (1999).
486	 Vgl. Kostenaufstellung des Bürgermeisters 
Hahn 1945, StA Dresden 8.13/800/02/II, 
Schreiben vom 5. 8. 1947.
487	 Vgl. StA Dresden 8.13/573/00, Schrift-
wechsel der Gemeinde mit der Landesverwal-
tung Sachsen und dem Landratsamt Dresden 
zwischen dem 4. 10. und 10. 10. 1945; 
HfbKA 02/41, Sitzungsprotokoll vom 
8. 2. 1946. Zur Idee einer Meisterschule von 
Karl Schmidt, vgl. SächsStA 11125/17948, 
Bl. 43–45.

erschien zudem die Einbeziehung der Hochschule für Musik in die Umzugs-
pläne.488 Die Gemeindeverwaltung unterstützte und befürwortete das Vorha-
ben ausdrücklich – schließlich bot sich damit eine Perspektive, an alte Tradi-
tionen als Kulturzentrum anzuknüpfen. Als unterster Verwaltungseinheit in 
der DDR waren ihr freilich die Möglichkeiten der Forcierung des Projekts ver-
sagt. Tatsächlich wäre eine Umsetzung des Vorstoßes von nachhaltiger Wir-
kung nicht nur für die kulturelle Bedeutung des Ortes gewesen, sondern hätte 
das funktionsräumliche Gefüge und die Siedlungsstruktur im Dresdner Nor-
den beträchtlich verändert.489 Die Idee zu einer Verlagerung der Kunstakade-
mie war bereits unter Will Grohmann thematisiert worden und wurde vom 
zuständigen Bildungsreferat der Landesverwaltung unterstützt. Früh verwies 
man jedoch auf »weitere ernst zu nehmende Bewerber für diese Schule« auch 
von anderer Seite und eine erforderliche Reservierung für die Belange der 
Kunstgewerbeschule. Eine schnelle Übergabe des Objektes an die Kunstaka-
demie war offenbar von der Landespolizei bereits in Aussicht gestellt.490 Im 
Falle einer dauerhaften Abwesenheit der Roten Armee wäre die Gartenstadt 
wenigstens auf Zeit eine Nutznießerin der Folgen der Luftangriffe vom Feb-
ruar 1945 auf Dresden gewesen: In Ermangelung geeigneter Unterbringungs-
möglichkeiten waren zahlreiche, nicht nur etablierte Institutionen auf Ersatz-
räumlichkeiten angewiesen und auf der Suche nach einer Unterkunft, um ihre 
Arbeit wieder aufnehmen zu können. Wie im Falle der einstigen Polizeischule 
fiel der Fokus auf die wenigen unzerstörten und ausreichend dimensionierten 
Räume im Umland der Stadt.

Zwischen 1945 und der Mitte der 1950er Jahre bestand außerdem die Hoff-
nung auf eine Rückkehr der Menzler-Marsmann-Schule auf das Gelände des 
Festspielhauses, weg aus den viel zu kleinen Unterrichtsräumen auf dem Tän-
nichtweg. Unterstützt wurde dies durch ein erweitertes Aufgabenspektrum und 
eine nach kurzer Zeit wieder abgebrochene Integration in die Lehrerinnen
bildung für Musik- und Bewegungspädagogik.491 (Abb. 39, 40)

Begehrlichkeiten wurden geweckt, als die sowjetische Garnison für eine 
kurze Zeit 1947 die Gartenstadt verlassen hatte; viele Nutzungsideen waren an 
ihre Abwesenheit sowie an die Freigabe des Hellers für eine zivile Nutzung 
geknüpft. Die Pläne reichten von der Erweiterung der Deutschen Werkstätten 
und einer dazugehörigen neuen Werkssiedlung, die weit über den Moritzburger 
Weg auf das Areal des Truppenübungsplatzes ausgegriffen hätte und für die 
sich der einstige Direktor der Deutschen Werkstätten und Gartenstadt-Mit-
begründer Karl Schmidt kurz vor seinem Lebensende noch einsetzte, bis hin 
zu Rieselfeldern für die Nutzung lokaler Abwässer. Dabei sollte durch deren 
Umleitung und die Nutzung der Siedlungsabwässer aus den nördlichen Vor-
orten und Vorstädten Dresdens eine Verbesserung des kargen und lediglich mit 
niedrigem Wald bedeckten Bodens der Heide erzielt sowie die Einrichtung aus-
gedehnter Grünlandflächen ermöglicht werden.492 

Gerüchte über das bevorstehende Verlassen des Festspielhausgeländes 
durch die Rote Armee verhießen neue Möglichkeiten für die Entwicklung: 
Zunächst war 1947 eine Freigabe vom Landratsamt in Aussicht gestellt worden 
und das erneut leerstehende Gelände wurde durch die Gemeinde für die sow-
jetischen Streitkräfte bewacht und vorgehalten. Dass dies widerrufen werden 
könnte, kam zu diesem Zeitpunkt noch niemandem in den Sinn. Anrainer, die 
Kommunen Klotzsche, Hellerau und der Landkreis Dresden hatten sich einen 
Überblick über die Eigentumsverhältnisse zu verschaffen versucht, die im Falle 
einer plötzlichen Freigabe geklärt sein mussten, um schnell handeln zu können. 
Noch 1948 wurde als Eigentümer des Geländes das Deutsche Reich festgestellt 
und die Gemeinde Hellerau hatte ernsthafte Interessen an einer Nutzung. 
Bereits zu diesem Zeitpunkt wurde jedoch die weitgehende Bewirtschaftung 
der Flächen durch die stationierte Rote Armee vermisst und vermerkt, dass das 
Areal in weiten Teilen zur Deponierung von Abfällen genutzt würde. Von Inte-
resse waren, neben den Gebäuden, vor allem die Grundstücke mit ausgedehn-
ten Grünflächen, die sich die Gemeinde Hellerau vorstellte für einen Gärtnerei-
betrieb zu nutzen und zu pachten. Für den Fall einer künftigen Überlassung 
rechnete sie darüber hinaus mit der Nutzung der einstigen Liegenschaft der 
Mathilde-Zimmer-Stiftung für ein Kulturhaus, welches in der Gemeinde drin-
gend benötigt wurde. Hierfür reaktivierte man gern den Topos des Festspiel-

488	 HfbKA 01/218, Schreiben der Landes-
regierung an Mart Stam, vom 7. 2. 1949. Vgl. 
Auch HfbKA 02/40, Schreiben an die Lan-
desverwaltung Sachsen vom 30. 9. 1946.
489	 Vgl. StA Dresden 8.13/573/00, Schrei-
ben des Bürgermeisters vom 15. 2. 1950.
490	 Vgl. HfBKA 02/40, Schreiben an die 
Landesregierung vom 14. 5. 47; HfBKA 
02/41, Sitzungsprotokolle vom 6. 1. und 
10. 1. 1946.
491	 Vgl. SächsStA 11401/1046; SächsStA 
11401/2149.
492	 Vgl. SächsStA 11764/1602; StA Dres-
den 9.1.36/8, Bl. 18, SächsStA 11394/2593. 
Vgl. auch Plan des Hellergeländes, StA Dres-
den 4.1.9/457, Bl. 168; StA Dresden 
4.1.10/115, Bl. 11 f., 19–25, 39–49, 221–
223; StA Dresden 9.1.36/10, Bl. 158.
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Abb. 40: Porträt von Hildegard Marsmann (links) 
und Dora Menzler, Foto: Erich Höhne/Erich Pohl, 
1949, Deutsche Fotothek Dresden.

Abb. 39: Planskizze mit der künftigen Heller-Bebauung, um 1950, Stadtarchiv Dresden.

hausareals als kulturellem Zentrum der Gartenstadt auch in sozialistischer 
Zeit, wenngleich dies längst nicht mehr der Realität entsprach. 

Besonders der frisch gegründete Freie Deutsche Gewerkschaftsbund 
(FDGB) hatte wohl vom Auszug der Streitkräfte erfahren und Interesse und 
Bedarf an der Nutzung einer größeren Immobilie; das Festspielhaus schien 
dafür besonders günstig zu sein. Im Sommer 1947 schwebten der Organisation 
Pläne vor, die in der Tradition früherer Nutzungen standen. Aufgrund der 
beschränkten Raumsituation der Stadt Dresden war der FDGB auf der Suche 
nach Atelierräumen für seine Kunstsparte und hob diese als wichtige Nut-
zungsform, neben der Schaffung möglicher Umsiedlerstellen, hervor. Darin 
sah er seinerseits einen Beitrag für die Etablierung und den Fortschritt des 
bevorstehenden sozialistischen Gemeinwesens sowie zur Aufbaupolitik ver-
wirklicht. Im Zuge der Verhandlungen über die erhoffte bevorstehende Frei-
gabe des Geländes hatten die Belange des FDGB jedoch zurückzustehen, da 
auch die Polizei ein erneutes Interesse an dem Ort zu zeigen schien. Allerdings 
musste das Landratsamt Dresden gegenüber der Landesregierung 1948 erklä-
ren, dass es eine bevorstehende Nutzung, nach der Beobachtung von Bauarbei-
ten auf dem Grundstück, für unwahrscheinlich hielt.493 Mit dieser Ankündigung 
einer Rückkehr der Garnison war bis auf weiteres jegliche nicht-militärische 
Nutzung des Festspielhausareals ausgeschlossen und auch den neuerlichen 
Ambitionen der Polizei ein Riegel vorgeschoben.494

Die von der Ordnungspolizei belegte Liegenschaft der Mathilde-Zimmer-
Stiftung in der Karl-Liebknecht-Straße 58 sollte indes ebenfalls unter der Auf-
sicht und Verwaltung der Roten Armee verbleiben. Da der Truppenstandort von 
den Streitkräften im Frühjahr vorübergehend geräumt worden war, versuchten 
sich die Gemeindeverwaltung und der Landkreis bei der in Berlin-Zehlendorf 
ansässigen Mathilde-Zimmer-Stiftung Informationen über den Status des 
Grundstücks zu verschaffen und Klarheit über die Besitzverhältnisse zu erlan-
gen. Nach der Rückkehr der Roten Armee sollte sich dort die Kommandantur 
der Lazarett- und Fallschirmjägereinheiten befinden. Schon einmal im Jahr 
1914 war das Festspielhaus als Lazarett genutzt worden, um die Genesenden 
des Ersten Weltkrieges zu versorgen.495 (Abb. 41, 42)

493	 Vgl. StA Dresden 4.1.6/200, Bl. 50 f., 
Bl. 95–101.
494	 Zur Idee der Unterbringung von Polizei-
verbänden bei einem möglichen Abzug der 
Roten Armee, vgl. StA Dresden 
8.13/120/01b, Schreiben Walter Victor, 
12. 1. 1947.
495	 Vgl. Böckmann (1916), S. 7; StA Dres-
den 8.13/800/02/II, u. a. Schreiben der 
Mathilde-Zimmer-Stiftung vom 12. 8. 1947; 
Schreiben der Gemeinde vom 31. 8. 1948.
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Abb. 41: Zufahrt zur Kaserne der Sowjetischen Streitkräfte, Foto: Klaus-Dieter 
Schumacher, 1994, Deutsche Fotothek Dresden.

Abb. 42: KFZ-/Panzerhallen im Norden des Festspielhausgeländes nach der Räumung, Foto: Christian Borchert, 1992, Deutsche 
Fotothek Dresden.
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Es ist anzunehmen, dass gerade die Rückkehr der Roten Armee 1948 den 
günstigen Umstand dafür bildete, dass die Nutzung des Festspielhaus-Ensemb-
les durch den Hellerauer Kulturverein in den 1990er Jahren möglich wurde. Ob 
die Volkspolizei und spätere Landespolizei jenen Standort im Falle einer Inbesitz-
nahme zum ähnlichen Zeitpunkt freigegeben hätte, wie die schnell abziehende 
Westgruppe der sowjetischen Streitkräfte, darf gewiss zweifelhaft erscheinen.

Als der Platz vor dem Festspielhaus im Sommer 1992 erstmals von der Euro-
päischen Werkstatt für Kunst und Kultur Hellerau bespielt wurde, war die Über-
tragung der Immobilie an diese noch nicht abgeschlossen und die letzten Trup-
pen der Westgruppe der sowjetischen Streitkräfte hatten das Festspielhaus und 
die umliegenden Gebäude gerade ein Jahr verlassen. Der Freigabe der Immo-
bilie war zuvor eine fast literaturreife Auseinandersetzung zwischen den betei-
ligten Behörden im Hintergrund vorausgegangen: Während auf der Seite der 
Staatskanzlei und der Oberfinanzdirektion Chemnitz, die für die Liegenschaft 
zuständig war, eine prinzipielle Bereitschaft für die Ermöglichung eines Kunst- 
und Kulturbetriebs bestand, versuchte ein Referatsleiter der Bundesvermö-
gensverwaltung das Vorhaben zu verzögern und zu verschleppen; nur eine 
Intervention der Staatskanzlei konnte das Blatt schließlich wenden.496 Im Jahr 
1991 schienen die Voraussetzungen für eine nun dauerhafte kulturelle Nutzung 
so gut wie kaum je zuvor und dennoch gab es viele Zweifel, ob der Wandel die-
ses Mal gelingen könnte. Zu oft schon wurde, wie gezeigt werden konnte, ein 
ökonomisches Vakuum vor Ort allzu leicht für eine Verfremdung des eigentli-
chen Zwecks der ehemaligen Bildungsanstalt genutzt; und jedes Mal gab es eine 
gewisse Euphorie und Aufbruchsstimmung.497 (Abb. 43, 44)

Während diese zunächst von der Gründung der Bildungsanstalt bis zum 
Vorabend des Ersten Weltkrieges angedauert hatte, sollten einige Jahre bis zur 
nächsten Blüte zu Beginn der 1930er vergehen. Diese war auf lange Sicht gese-
hen jedoch wenig fruchtbar und sie stand unter dem Vorzeichen der Destruk-
tion. Zuvor hatte sich mit nur noch improvisiertem Charakter, der endemi-
schen Visionslosigkeit und der bloßen Reaktion eine, wenn man so will, struk-
turelle Strukturlosigkeit als Geschäftsgrundlage des Unternehmens einge-
stellt: eine Resignation, die sich mit den finanziellen Krisen selbst verstärkte. 
Die Engagements der Staatsoper und vielleicht noch die Einrichtung der Wohl-
fahrtsschule hätten die Chance besessen, dem Areal einen wenigstens teil-
weise angemessenen Verwendungszweck zu geben. Was sich vorher als prin-
zipieller Vorteil für einen Kulturbetrieb erwiesen hatte – und, nebenbei, in der 
Gegenwart wieder als Vorteil gelten darf, nämlich die Offenheit, Schlichtheit 
und Veränderbarkeit des Gebäudeensembles –, sollte sich als dessen größtes 
Risiko erweisen. Zufällige Aufmerksamkeit seitens der Reichsbehörden – 
Reichsfinanzministerium, Innenministerium, Hauptamt der Ordnungspolizei 
und der expandierende rassistisch-militärische Komplex – traf sich mit der 
vorhersehbaren Misere des lokalen Akteurs Bildungsanstalt, die danach trach-
tete, ihr Geschäft wenigstens zu einer teilweise zufriedenstellenden Abwick-
lung zu bringen. Lokale Ignoranz und Lethargie arrangierten sich mit natio-
naler Selbstüberschätzung, Rassenwahn und Vernichtungswillen. Die Unzu-
friedenen ließen sich nicht nur bereitwillig vereinnahmen, sondern beteiligten 
sich aktiv an der Selbstgleichschaltung, wobei die Durchsetzung des Prinzips 
von ›Blut und Boden‹ und der Wille zum Gehorsam in der Gartenstadt weniger 
einer Machtergreifung entsprechend verlief, als vielmehr einer Machtüber-
gabe. Gerade in dem kulturpolitischen Gemenge rund um die Bildungsanstalt 
und den Geist von Hellerau verstand man es, wie auch in der Polizeiarbeit, 
gleichsam mustergültiger zu sein, als die nationalsozialistische ideologische 
Vorlage und auch hier Hitler »entgegen zu arbeiten«.498 Die Folgen für den Ort 
und die Welt gleichermaßen sind bekannt und bis heute sichtbar.

Wie von vielen Orten in Deutschland, so gingen auch von Hellerau Tod und 
Vernichtung aus, sowohl durch Feigheit und Mitläufertum, als auch gezielt durch 
institutionalisierte Schulung zur Gewalt, die sich in und um das Polizeiausbil-
dungsbataillon manifestierte. Mit der Aufgabe des Hellerauer Standortes am Ende 
des Zweiten Weltkriegs und der Übernahme des Areals durch die Rote Armee 
endete auch ein Kapitel des blutigen Engagements der nationalsozialistischen 
Ordnungspolizei in Europa und Deutschland, unter deren Verantwortung nach 
vorsichtigen Schätzungen weit mehr als 600 000 Menschen ermordet wurden.499

496	 Hierbei spielten dessen persönliche 
Beziehungen zu Verantwortlichen der GSSD 
eine Rolle. Das Grundstück sollte an den Frei-
staat, zugunsten des Vereins, übertragen wer-
den, vgl. SächsStA 12891/80, Schriftverkehr 
der Staatskanzlei mit dem Förderverein Helle-
rau zwischen Januar und September 1992. 
497	 Zur Entwicklung des Areals zwischen 
1990 und 2010 vgl. Deutscher Werkbund 
Sachsen (2009), S. 68–82. 
498	 D. h. Hitler nicht nur voraus eilend ent-
gegen zu kommen sondern Erwartungen 
überzuerfüllen; vgl. »Dem Führer entgegen 
arbeiten«, Kershaw (1998), S. 663–744.
499	 Vgl. dazu Klemp (2011), S. 542–546.
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Die Besatzung durch die Rote Armee im Jahr 1945 war zu diesem Kapitel 
der Gewaltgeschichte Helleraus nur noch eine Fußnote. Und dennoch wäre es 
nur teilweise richtig, Pfadabhängigkeiten zu konstatieren. Was die vielen Brü-
che und Zusammenbrüche, die in der Nutzungsgeschichte des Festspielhaus-
areals zu Tage traten, bzw. ihre Überwindung aber vor allem zeigen, sind nicht 
irgendwelche Geschehnisse und Fügungen, Dinge, die passieren, sondern 
bewusste Entscheidungen, die von Personen im weitesten Sinne politisch 
getroffen und getragen wurden und damit auch einer prinzipiellen Veränder-
barkeit unterlagen und unterliegen. In der Auseinandersetzung500 mit dem his-
torischen Erbe des Ortes liegt die beständige Wahrnehmung einer Verantwor-
tung, die nur allzu oft bestritten wurde und wird.

500	 Aleida Assmann sieht hier neue, inter-
disziplinäre Erinnerungsdiskurse als Chancen 
einer ebenso steten, »kritischen Selbstrefle-
xion«, Assmann (2013), S. 209.

Abb. 43: Festspielhaus Hellerau, Blick in den Großen Saal, Foto: Klaus-Dieter 
Schumacher, 1994, Deutsche Fotothek Dresden.

Abb. 44: Festspielhaus Hellerau, Blick in den westlichen Lichthof, Foto: Klaus-
Dieter Schumacher, 1994, Deutsche Fotothek Dresden. 
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